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Hier ist die erste Ausgabe der Gai Dao, die nur online er-

scheint. Eigentlich hat sich soweit noch nicht viel geändert,

dank kritisch unterbesetzter Redaktion ist es - Ihr merkt es am

verspäteten Erscheinen - trotzdem noch etwas holprig. Solltet

Ihr Interesse daran haben, die Redaktion zu verstärken, meldet

Euch gerne bei uns: redaktion-gaidao@riseup.net. Wenn Ihr

Einschätzungen und Meinungen zur zukünftigen Richtung der

Zeitschrift habt, freuen wir uns auch darüber!

In dieser Ausgabe gibt es unter Anderem den letzten Teil von

Jonathan Eibischs Essay Für eine neue anarchistische Ethik!,

einen Bericht über die Kämpfe in Belutschistan und eine Dis-

kussion der faschistischen Begrifflichkeit des „Volksvermö-

gens“ von den Gruppen gegen Kapital und Nation. Wir hoffen,

die Beiträge sagen Euch zu!

Derweil jagt im Rest der Welt eine Krise die nächste und es

fehlt Anarchist*innen spürbar Kraft und Raum dafür, Reaktio-

nen auf alle davon zu entwickeln. So muss auch der Kron-

stadt-Kongress in Berlin (https://kronstadtkongress.de/) leider

verschoben werden und findet jetzt voraussichtlich im Sep-

tember statt. Einen Lichtblick dürfte der libertäre 1 . Mai in

Dortmund dargestellt haben – 800 Genoss*innen zogen durch

die Stadt. Hier findet Ihr weitere Infos und Auswertungen:

https://1maidortmund.blackblogs.org

Gruß und Solidarität,

Die Redaktion

ÜBER UNS

Gai Dào ist die monatliche Zeit-

schrift der Föderation deutsch-sprachiger

Anarchist*innen (FdA).

Sie versteht sich trotzdem als autonomes

Projekt, das auch Menschen, Gruppen und

Strukturen offensteht, die kein Mitglied der

FdA sind, sofern sie die Ideen des Anar-

chismus und die Prinzipien der FdA unter-

stützen, gerne auch solidarisch-kritisch.

Die Gai Dào bietet einen monati-

chen Querschnitt von Theorie und Praxis

der anarchistischen und ihr nahestehender

Bewegungen auf lokaler und besonders auf

internationaler Ebene.

Dabei versteht sich Gai Dào als ex-

plizit pluralistisches Medium, das Raum für

verschiedene anarchistische Ström-ungen

bietet, sowie darüber hinaus allen, die sich

für eine Überwindung der bestehenden

Verhältnisse, hin zu einer befreiten Gesell-

schaft einsetzen.

Wir freuen uns immer über Artikel, Rezen-

sionen, Gedichte, Aufrufe, Fotos oder

Zeichnungen. Besonders freuen wir uns

über Menschen, die dauerhaft an der Gai-

dao mitarbeiten wollen, sei es als regelmä-

ßige*r Autor*in, Übersetzer*in oder im

Layout.

Wir behalten uns natürlich vor, zugesandte

Beiträge nicht zu veröffentlichen, die unse-

ren Prinzipen im Besonderen und denen

des Anarchismus im Allgemeinen entge-

genstehen oder diese unsolidarisch diffa-

mieren.

Alle Ausgaben unter:

www.fda-ifa.org/gaidao

Impressum:
Herausgeber*innen: [ ] Gai Dào - Redaktionskollektiv
V.i.S.d.P.: Gai Dao

c/o Alarm e.V.
Postfach 10 01 61
77621 Offenburg

Druck und Verlag: Eigenverlag
Erscheinungsweise: zweimonatlich
Kontakt: redaktion-gaidao@riseup.net



03[ ] Gai Dào
N°114 - Mai 2021

Inhalt

04 Belutschistan und der Internationale

Tag für die Befreiung Politischer

Gefangener

07 Untragbares Urteil –Willkürliche

Verurteilung zweierGeflüchteter für

den Brand im LagerMoria

08 Und sie marschieren wieder

10 [3/3] FüreineneueanarchistischeEthik

20 Kritik rechter Standpunkte:

„Unser“Volksmermögen

24 Unterstütze Rebuild Libertatia

27 FdA hautnah

Regelmäßige Termine der

FdA-Mitglieder

Eigentumsvorbehalt

Nach diesem Eigentumsvorbehalt ist die Broschüre solange Ei-
gentum der/des Absender*in, bis es den Gefangenen ausgehän-
digt worden ist. „Zur-Habe- Nahme“ ist keine Aushändigung im
Sinne des Vorbehalts. Wird die Broschüre den Gefangenen nicht
persönlich ausgehändigt, ist es der/dem Absender*in mit dem
Grund der Nichtaushändigung zurückzuschicken.
Verteiler*in bzw. Absender*in ist nicht identisch mit den Erstel-
ler*innen.

Hinweis zur Sprache:

Das in den Texten verwendete „*innen“ (Gender Gap) soll die
Funktion haben, dass nicht nur weiblich oder männlich soziali-
sierte Menschen beachtet werden, sondern auch Menschen, die
sich selbst zwischen bzw. außerhalb der Zweigeschlechtlichkeit
verorten.

Bewegung

Weltweit

Analyse & Diskussion

Termine

Aufruf



04 Gai Dào
N°114 - Mai 2021

Belutschistan und der Internationale Tag
für die Befreiung Politischer Gefangener
Der 18. März erinnert an den Aufstand der Pariser Kommune von 1871. Es waren
Sozialist*innen und Anarchist*innen, die die Phase vom 18. März bis zum 28. Mai in Paris
maßgeblich prägten.

Von: drei Belutschische Aktivisten im Exil in Deutschland

Die Kommune verwaltete Paris bis zu ihrer Zerschla-

gung und die Repression, die darauf folgte, war er-

drückend. Mehr als dreißigtausend Menschen

wurden gehängt und mehr als 13.000 verurteilt –

meist zu lebenslanger Haft. 1923 wurde schließlich

die international tätige Antirepressionsgruppe Rote

Hilfe von der Kommunistischen Internationale offizi-

ell gegründet, am 18. März. Es war der Jahrestag der

Pariser Kommune von 1871 und zum Gedenken an

dieses Massaker und zur Ehre der Gefallenen wird

dieser Tag als internationaler Aktionstag für die Be-

freiung aller politischen Gefangenen bezeichnet.

Dieser Tag ist für tausende politische Gefangene und

ihre Familien auf der ganzen Welt von Bedeutung.

Insbesondere auch in einem fernen und besonders

unterdrückten Land – Belutschistan. Von vielen als

systematischer ethnokultureller Völkermord angese-

hen, wird Belutschistan nicht nur von einem, son-

dern von zwei faschistischen Regimen unterdrückt:

Iran und Pakistan.

1839 griff das Britische Empire den damaligen Herr-

scher von Belutschistan, Mehrab Khan, an und töte-

ten ihn. Sie besetzten die Region, die zu dieser Zeit

als Khanat von Kalat bekannt war; anschließend teil-

ten die Briten Belutschistan in drei Teile. Nach ihrem

Abzug aus dem Subkontinent Indien sowie aus Belu-

tschistan wurde der heute pakistanische Teil des

Landes für ein knappes Jahr unabhängig. Ironischer-

weise wurde Mohammad Ali Jinnah – ein führender

Aktivist für einen separaten muslimischen Staat auf

dem Subkontinent – als Anwalt engagiert, um über

die Unabhängigkeit Belutschistans vom Empire zu

verhandeln. Belutschistan wurde am 11. August 1947

zum unabhängigen Land erklärt. Die beiden anderen

Teile des Landes blieben unter Besatzung.

Ost-Belutschistan (also Belutschistan auf der pakis-

tanischen Seite der Grenze) blieb fast ein Jahr lang

ein unabhängiges Land, um dann später, am 27. März

1948, von Pakistan besetzt zu werden. Mohammad

Ali Jinnah wurde der Hauptverschwörer bei der Be-

setzung des Landes der belutschischen Bevölkerung,

da er als erster Generalgouverneur der Islamischen

Republik Pakistan diente. Nach der Besetzung des

Landes begann ein Widerstand gegen die neuen Ko-

lonisator*innen, unter denen es zu schweren Men-

schenrechtsverletzungen kam. Seither ist die Region

von Gewalt geprägt: Menschen der Zivilgesellschaft

oder solche, die sich nicht an die Anweisungen des

„Deep State“ halten sowie ihre Sympatisant*innen

verschwinden regelmäßig spurlos.

Das Schicksal der belutschischen Menschen ist nicht

sonderlich anders als das Schicksal der Pariser*innen

an deren Kampf wir am Tag der politischen Gefan-

genen erinnern. Der einzige Unterschied zwischen

den beiden besteht darin, dass erstere immer noch

unter Druck stehen und niemand sich darum zu

Proteste in Belutschistan; Foto: Balochistan Times
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kümmern scheint. Während die Pariser*innen verur-

teilt und ins Gefängnis gesteckt oder gehängt wur-

den, werden die Belutsch*innen gewaltsam

verschleppt, gefoltert, getötet und ihre Leichen in

verlassenen Gebieten oder in der Nähe von Autobah-

nen abgeladen.

Einerseits erklären Menschenrechtsorganisationen

aus Ostbelutschistan, dass mehr als 40.000 Zivi-

list*innen in pakistanischer Militärhaft sind. Es wird

angenommen, dass sich die Bürger*innen in gehei-

men Folterkerkern befinden. So werden regelmäßig

Todesfälle in Haft gemeldet und hunderte politischer

Gefangener sterben an den Folgen der schweren Fol-

ter durch die Staatsmacht. Andererseits hat das ira-

nische Regime auch immer wieder explizit

politische, belutschische Gefangene hinrichten las-

sen. Vor Kurzem haben iranische Revolutionsgarden

mehrere belutschische Treibstoffträger*innen an der

Grenze zwischen West- und Ostbelutschistan er-

schossen.

Darüber hinaus tauchte die Saga des spurlosen Ver-

schwindens politischer Aktivist*innenen und Frei-

heitskämpfer*innen Belutschistans erstmals in den

1960er Jahren auf: Als Sher Mohammad Marri1 und

seine Parari-Kämpfer*innen Taktiken des modernen

Guerillakriegs gegen pakistanische Streitkräfte für

die Freiheit Belutschistans einsetzten und bei ent-

sprechenden Vergeltungsmaßnahmen Menschen ge-

waltsam verschwanden. Die jüngste Welle des

Verschwindens/ der Verschleppungen begann jedoch

im Jahr 2001, als Ali Asghar Bangulzai, ein politi-

scher Aktivist, von den Streitkräften aus Quetta, der

Hauptstadt Ostbelutschistans, verschleppt wurde. Ali

Asghar Bangulzai gilt weiterhin als vermisst.

Die Arbeitsgruppe der Vereinten Nationen für ge-

waltsame Verschleppungen hatte in ihrem Bericht

von 2012 Bedenken hinsichtlich der erschreckenden

Zahl von Fällen in Belutschistan geäußert, seitdem

jedoch keinen weiteren Besuch dort abgestattet, um

diese abscheulichen Verbrechen gegen die Mensch-

lichkeit ordnungsgemäß zu untersuchen und die Tä-

ter*innen zur Rechenschaft zu ziehen. Es wird

angenommen, dass der Staat (Pakistan) den interna-

tionalen Organisationen die entsprechende Erlaubnis

verweigert hat.

Belutschistan ist praktisch für jede Institution ge-

sperrt, die möglicherweise eine Quelle für die Über-

mittlung von Informationen an die Außenwelt sein

könnte. Darüber hinaus sind die lokalen Medien im

Griff von Sicherheitskräften, die angeblich auch an

Kriegsverbrechen beteiligt sind. Tausende in der von

Konflikten heimgesuchten Region Belutschistan

werden gewaltsam verschleppt, gefoltert und indok-

triniert, nur um missbraucht zurückzukehren, eine

islamistische extremistische Haltung zu bestätigen

und sich ihrer eigenen Identität zu schämen oder

eben überhaupt nicht zurückzukehren.

Um das Ganze zu verstehen, müssen wir uns in die

Lage einer ganzen indigenen Bevölkerung versetzen,

die unter vielfachen, brutalen, systematischen Men-

schenrechtsverletzungen leidet. Wir müssen Mitge-

fühl und Solidarität für eine Gesellschaft zeigen,

deren Individuen oft dieselbe Geschichte teilen: die

Geschichte von Misshandlung und Folter als politi-

sche Gefangene in diesem revolutionären Krieg.

Die Verfolgung und Repression der Belutsch*innen

beschränkt sich jedoch nicht auf das Land der belu-

tschischen Bevölkerung. So wurde erst kürzlich Ka-

rima Baloch, eine belutschische Aktivistin in

führender Rolle in Toronto vermisst gemeldet und

einen Tag später wurde ihre Leiche aus dem Onta-

rio-See in Kanada geborgen. Acht Monate vor ihrem

mysteriösen Tod wurde Sajid Hussain Baloch, Jour-

nalist aus Belutschistan und Chefredakteur der Balo-

chistan Times, in Uppsala, Schweden, vermisst

gemeldet und seine Leiche wurde ebenfalls aus ei-

nem Gewässer geborgen. Beide arbeiteten daran, die

Situation in Belutschistan der Öffentlichkeit be-

kannt zu machen. Karima Baloch war die erste weib-

liche Vorsitzende der belutschischen

Studierendenorganisation (BSO). Sie wurde in die

BBC-Liste der 100 inspirierenden und einflussrei-

chen Frauen aufgenommen: für ihre unermüdlichen

Kampagnen zur Förderung der belutschischen Frau-

en in der Gesellschaft und für die Unabhängigkeit

Belutschistans. Sie war außerdem Augenzeugin der
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Entführung ihres Kollegen vom BSO: Der Ex-Vorsit-

zende Zahid Kurd Baloch wurde durch pakistanische

Streitkräfte am helllichten Tag aus der Hauptstadt

Belutschistans am 18. März 2014 verschleppt.

Zahid Baloch gilt weiterhin als vermisst und Karima

bereitete sich darauf vor, in der bevorstehenden uni-

versellen, regelmäßigen Überprüfung Pakistans beim

UNHCR auszusagen. Darüber hinaus war sie auch

Augenzeugin für eines 2014 in Tootak, Khuzdar, ent-

deckten Massengrabes, aus dem mehr als hundert

Leichen exhumiert wurden, die dort vorher ohne

Identifizierung und Kennzeichnung begraben wur-

den. Einige der später identifizierten Leichen waren

politische Aktivist*innen, die vorher von staatlichen

Kräften entführt worden waren. Sajid Hussain Baloch

arbeitete an einem Bericht über Menschenrechtsver-

letzungen durch die pakistanische Armee in Belu-

tschistan, der laut seinen engen Mitarbeiter*innen

kurz vor der Veröffentlichung in der UPR stand.

Jegliche Hoffnung auf Gerechtigkeit durch die Justiz

vor Ort ist aus dem Herzen der Bevölkerung ver-

schwunden, da die Täter*innen dieselben Menschen

sind, die dort im Namen ihrer vermeintlichen Sicher-

heit eingesetzt werden: die Armee. Alle Hoffnung

auf ein Überleben der Bevölkerung scheint von in-

ternationaler Bekanntheit und Solidarität abzuhän-

gen. Menschen aus allen Lebensbereichen werden

hiermit gebeten, ihr Bewusstsein zu schärfen und

der Welt von dem Genozid in diesem Jahrhundert

der Informationen zu erzählen.

Es gibt eine starke Widerstandsbewegung in Belu-

tschistan und viele Proteste – insbesondere auch von

Frauen und FLINTA* seit dem Tod Karima Balochs.

Doch diese Proteste brauchen Gehör, auch hier in

Deutschland, Europa und der westlichen Welt.

Wir fordern die sofortige Freilassung aller politi-

schen Gefangenen. Tausende schmachten in ver-

schiedenen Gefängnissen in verschiedenen

Ländern der Welt dahin, um für die Rechte ihres

Volkes zu kämpfen.

Lasst uns unsere Einheit gegen die vom Imperia-

lismus angetriebene politische Unterdrückung

stärken und Solidarität zeigen.

Solidarität bedeutet Widerstand für die Freiheit

aller politischen Gefangenen!

Endnoten:
1 Sher Mohammad Marri war der marxistische Anführer
einer nationalistischen Erhebung der Gruppe der Baloch
in Belutschistan in den 1960er Jahren.

Referenzen & mehr Infos hier:

•   https://anfenglish.com/rojava-syria/murad-baloch-

balochistan-occupied-with-western-support-

49144?s=08

•   https://www.frontlinedefenders.org/en/case/human-

rights-defender-and-journalist-sajid-hussain-found-

dead-sweden

•   https://www.bbc.com/news/world-asia-52506938

•   https://balochistantimes.com/karima-baloch-death-

protestors-rights-groups-endorse-familys-appeal-for-

further-investigation/

•   https://balochistantimes.com/

•   https://www.aljazeera.com/program/al-jazeera-

world/2012/1/9/balochistan-pakistans-other-war (Vi-

deo)

•   https://balochistantimes.com/silence-of-international-

community-on-balochistan/

•   https://de.wikipedia.org/wiki/Belutschistankonflikt

•   https://taz.de/Autor-Haneef-Shareef-ueber-Belu-

tschistan/!5348042/

•   https://de.wikipedia.org/wiki/Belutschistan_(Pakis-

tan)

Karima Baloch; Foto: Balochistan Times
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Am 9. März 2021 wurden zwei minderjährige Perso-

nen auf der Insel Lesbos wegen „Brandstiftung mit

Gefährdung von Menschenleben“ schuldig gespro-

chen und zu 5 Jahren Haft verurteilt. Sie gehören zu

einer Gruppe von sechs Personen, die nach den Er-

eignissen vom 8. September 2020, als das Lager Mo-

ria bis auf die Grundmauern niederbrannte,

festgenommen und angeklagt wurden.

Der Gerichtsprozess war von Unregelmäßigkeiten

durchzogen und hat zentrale rechtsstaatliche Prinzi-

pien der Fairness und Unschuldsvermutung verletzt.

Bereits vor Beginn des Verfahrens war klar, dass die

beiden Angeklagten schuldig gesprochen werden

würden. Für die griechische Regierung scheinen sie

als Sündenbock für den Brand des Lagers herhalten

zu müssen. Durch ihre Verurteilung soll offensicht-

lich von der Verantwortung der EU und des griechi-

schen Staats für die katastrophalen Zustände in den

europäischen Hotspot Lagern abgelenkt werden, die

durch den Brand erneut international mediale Sicht-

barkeit bekamen.

Bislang haben zahlreiche weitere Fälle gezeigt, dass

der griechische Staat die Gelegenheit nutzt, Geflüch-

tete, die für Proteste verantwortlich gemacht wer-

den, zu kriminalisieren und ohne Beweise zu langen

Haftstrafen zu verurteilen. So wurden bereits im

Sommer 2017 die Moria 35 nach großen Protesten im

Lager Moria willkürlich auf der Grundlage von Raci-

al Profiling verhaftet und neun Monate später vor

dem Obersten Gericht von Chios verurteilt.

Im aktuellen Fall der sogenannten Moria 6 wurden

die beiden jungen Männer, die als Asylsuchende aus

Afghanistan nach Lesbos gekommen und zum Zeit-

punkt ihrer Verhaftung vergangenen Jahres gerade

17 Jahre alt waren, zuvor sechs Monate lang in Un-

tersuchungshaft festgehalten. Während des Prozes-

ses wurden solidarische Unterstützer*innen und

Freund*innen der Angklagten vor dem Gerichtsge-

bäude von der Polizei abgewiesen, mit Strafen belegt

und mit weiterer Repression bedroht.

Zugelassen wurden nur zwei Zeug*innen der Vertei-

digung, für die Anklage sagten 17 Zeug*innen gegen

Untragbares Gerichtsurteil – Willkürliche
Verurteilung zweier Geflüchteter für den
Brand im Lager Moria
Von: Kampagne You can't evict Solidarity!
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die Angeklagten aus, konnten jedoch keine stichhal-

tigen Beweise gegen diese vorlegen. Lediglich zwei

Polizeibeamte behaupteten, die Angeklagten anhand

eines Videos identifiziert zu haben, das zwei Perso-

nen mit ähnlicher Kleidung von hinten zeigt, wider-

sprachen sich jedoch in ihren Aussagen. Trotz

Abwesenheit des Hauptzeugens – der Sprecher der

afghanischen Community – dessen Aussage zur Ver-

haftung der zwei Angeklagten geführt hatte, wurde

seine schriftliche Aussage als glaubwürdig erachtet.

Am Ende wurden die beiden Angeklagten wegen

„Brandstiftung mit Gefährdung von Menschenleben“

schuldig gesprochen und zu 5 Jahren Haft verurteilt,

von denen sie zweieinhalb Jahre in Haft absitzen

werden müssen. Freigesprochen wurden sie zumin-

dest vom Vorwurf der „Mitgliedschaft in einer krimi-

nellen Vereinigung“ – der zusammen mit der

vorgeworfenen Brandstiftung eine Strafe von 15 Jah-

ren hätte bedeuten können. Ihre Anwält*innen des

Legal Centre Lesvos werden gegen das Urteil Beru-

fung einlegen. Die noch folgenden Gerichtsprozesse

für vier weitere Personen, die wegen Brandstiftung

in Moria angeklagt sind, werden vermutlich ebenfalls

bald stattfinden.

Weitere Informationen
Die Solidaritäts-Kampagne You can't evict Soli-

darity und das Legal Center Lesvos unterstützen

die Angeklagten und beobachten die Prozesse soli-

darisch. Unter cantevictsolidarity.noblogs.org

werden Updates zu den Prozessen veröffentlicht,

zusätzlich wird dringend um Spenden gebeten.

!

Und sie marschieren wieder
Von: Kapitän Strohbart

Am 13.3. fand in Wien erneut eine Anti-Corona-De-

mo statt, diesmal unter dem Motto „Ein Wochenende

für Maria“. Wie der Name der Kundgebung bereits

andeutet, waren insbesondere christliche Faschist*in-

nen vor Ort.

Diese Anti-Corona-Demos haben mittlerweile, ähn-

lich wie in Deutschland, leider schon Tradition; die

Polizei greift kaum ein, obwohl weder Masken getra-

gen noch der Sicherheitsabstand eingehalten wurde.

In der Vergangenheit wurden diese Proteste, tituliert

als „Spaziergänge“ von Herbert Kickl (FPÖ), seines

Zeichens bekannter rechtsextremer Politiker und

ehemaliger Innenminister Österreichs, der auf diesen

Kundgebungen hetzerische Reden hielt und die Teil-

nehmer*innen so anstachelte. Neben den üblichen

besorgten Bürger*innen wurden diese Demos von

bekannten Faschist*innen als Bühne genutzt, u.a.

nahmen Mitglieder*innen der Identitären Bewegung

daran teil, sogar der verurteilte Neonazi Gottfried

Küssel war in der Vergangenheit schon mit einem

Neonazi-Block vor Ort. Kickl indes schien dies nicht

zu stören, er leugnete sogar, dass Nazis an der Demo

teilnahmen. Ebenfalls leugnete er die Tatsache, dass

auf diesen Kundgebungen auch schon antisemitische

Parolen gebrüllt wurden. Apropos Antisemitismus:

Auf einer Demo wurde von den Coronaleugner*in-

nen ein Judenstern mit der Aufschrift „Ungeimpft“

präsentiert. Die Forderung der ÖVP nach einem

Rücktritt Kickls kann wohl kaum ernst genommen

Anzeige
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Anzeige

werden, da es die ÖVP unter Sebastian Kurz war, die

der FPÖ zur Macht verhalf und Kickl so zum Innen-

minister machte. Ohne das berühmte Ibiza-Video

hätte Österreich vermutlich noch heute eine ÖVP-

FPÖ Regierungskoalition.

Allerdings blieben die Demos der Coronaleugner*in-

nen nicht unbeantwortet: Antifaschist*innen gingen

gegen die Rechtsextremist*innen auf die Straße.

Denn von der Koalition aus ÖVP und Grünen ist an-

scheinend kein Widerstand gegen die rechtsextre-

men Anti-Corona-Demos zu erwarten. Der von den

Grünen propagierte Antifaschismus scheint nur

noch eine leere Phrase zu sein.
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Zur Überwindung des Patriarchats durch

egalitäre Geschlechterverhältnisse

Anarchist*innen versuchen also selbst ihren eigenen

ethischen Ansprüchen nach anders zu leben. Wie die

Unterschiede hierbei genau aussehen, ist von Person

zu Person und in jedem Kontext verschieden. Dies

auf abstrakte Weise und allgemeingültig festzulegen

wäre nicht im Sinne einer anarchistischen Ethik.

Dennoch wurden durch Diskussionen und den Er-

fahrungen in den vergangenen und bestehenden

Herrschaftsordnungen in anarchistischen Zusam-

menhängen bestimmte ethische Ansprüche entwi-

ckelt und verbreitet, wie sie sich unter anderem in

den beschriebenen Grundwerten wiederfinden. Mit

ihnen sollen die bestehende moralische Matrix kriti-

siert und erstrebenswerte künftige Verhältnisse vor-

weggenommen werden, um im Hier&Jetzt

Unterschiede zu machen. Dies wird besonders greif-

bar in Hinblick auf Geschlechterverhältnisse. Seit

5000 Jahren und fast überall auf der Welt besteht das

Patriarchat als Herrschaftsverhältnis, das von hetero-

sexuellen ‚Männern‘ über alle anderen Geschlechter

verschiedenster sexueller Orientierungen ausgeübt

wird. Das Patriarchat sichert Männern soziale Aner-

kennung, Status, materielle Ressourcen und Lebens-

zeit, auf Kosten und zu Lasten von Frauen und umso

mehr noch von Personen, die in der beschränkten bi-

nären Geschlechterordnung keinen Platz haben. Die-

ses strukturelle Ungleichheitsverhältnis wird

abgestritten, verschleiert, als ‚natürlich‘ gerechtfer-

tigt und dabei mit Gewalt systematisch aufrechter-

halten, insbesondere, wenn Nicht-Männer dagegen

aufbegehren und sich ihm verweigern.

Anarchistische Ethik zielt darauf ab, alle Identitäten

aufzulösen, damit Menschen sich vollkommen selbst

bestimmen können, ohne, dass damit irgendwelche

Bewertungen verbunden sind. Aufgrund der Wir-

kungsmacht des Patriarchats ist es allerdings erfor-

derlich, Menschen sehr wohl in den

gesellschaftlichen Positionen zu sehen, in welche sie

gezwungen werden und sie darin zu organisieren –

ohne sie wiederum darauf zu reduzieren, weil es sich

immer um bestimmte Einzelne handelt. Dies betrifft

auch mich selbst, als weißen Autoren. Meine Texte

mögen zwar mehr oder weniger radikal und tief-

schürfend geschrieben sein und auf Verständigung

und Selbstreflexion abzielen. Darüber hinaus repro-

duziere ich darin jedoch einen sehr spezifischen

Blickwinkel. Dies ist nicht an sich problematisch,

wird es aber dann, wenn daraus auf eine patriarchale

Weise eine Autorität oder Wahrheit abgeleitet, und

andere Perspektiven, die weit ohnmächtiger sind,

ausgeblendet werden und ungehört bleiben. Patriar-

chale Wahrnehmungen, Denkweisen und Verhal-

tensmuster sind jedoch auch tief in nicht-männliche

Subjekte eingegraben. So kommt es, dass auch Frau-

en sie reproduzieren, teilweise, indem sie sich selbst

nach ‚männlichen‘ Kategorien verhalten, teilweise,

indem sie vermeintlich natürliche ‚weibliche Eigen-

schaften‘ hervorheben, die sie auszeichnen sollen.

Doch mit beiden Varianten können sie die patriar-

chale Logik nicht wirklich überwinden. In der anar-

chistischen Ethik sollte es darum gehen, zu

diskutieren, welche Verhaltensweisen, Denkmuster

und Beziehungsformen als erstrebenswert gelten –

unabhängig von Geschlechterkategorien, von denen

wir freilich alle enorm geprägt sind. Als erstrebens-

wert kann so beispielsweise gelten, dass Menschen

sich solidarisch aufeinander beziehen, anstatt gegen-

einander zu konkurrieren; dass sie sich konstruktiv

um einer gemeinsamen Sache Wille streiten, anstatt

vor allem Recht zu haben und ihre Gebiete zu mar-

kieren; dass sie sich gegenseitig zuhören, Empathie

füreinander aufbringen, sich umeinander kümmern

und über die Konsequenzen ihres Verhaltens nach-

denken. Wenn diese ethischen Ansprüche heutzuta-

ge vor allem als ‚feminin‘ gelten, dann bedeutet dies

weder, dass Frauen die besseren Menschen sind,

noch, das Männer jetzt keine ‚richtigen‘ Männer
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mehr sein ‚dürfen‘. Es bedeutet stattdessen einfach

andere Maßstäbe zu setzen, was ein gelingendes und

erfülltes Leben auszeichnet: anerkannte Care-Tätig-

keiten statt Lohnarbeits-Maloche, ein vernünftiges

und verständnisvolles Miteinander, statt die Ellenbo-

gen gegen andere auszufahren. Daneben vor allem

auch: die Gestaltung gleichberechtigter Beziehungen

auf Augenhöhe. Die Einführung eines Matriarchats

und die Zurückweisung der Männerdominanz wäre

zwar ein berechtigter Schritt, der schon mal einiges

verbessern würde. Andererseits lehne ich mich so-

weit aus dem Fenster (denn es steht mir eigentlich

nicht zu), zu schreiben, dass das Ziel des Feminismus

keineswegs in der Unterwerfung von Männern, son-

dern in der Aufhebung des geschlechtlichen Herr-

schaftsverhältnisses besteht.

Das macht die Angelegenheit umso komplizierter,

wie beispielsweise auch in romantischen Beziehun-

gen immer wieder deutlich wird: Wie, wer und wie

viele Personen welche Arten von Beziehung einge-

hen, ist für die anarchistische Ethik weitgehend un-

interessant, solange dies in wechselseitigem

Einverständnis geschieht. Es ist die Angelegenheit

der jeweiligen Leute, was sie miteinander tun. Punkt.

Gleichzeitig befinden sich viele Menschen heute je-

doch in Beziehungen, die ihnen jeweils oder einer

beteiligten Person überhaupt nicht gut tun. Dies hat

verschiedene Gründe. Es braucht materielle Voraus-

setzungen, Zeit und zu erlernende Fähigkeiten, um

Beziehungen auf eine selbstbestimmte Weise gestal-

ten zu können. Zudem ist das Patriarchat ein we-

sentliches Hindernis, um gelingende, schöne

Beziehungen eingehen und pflegen zu können. Denn

mit einem strukturellen Ungleichheitsverhältnis

können Menschen nicht einfach so umgehen, indem

sie es ignorieren oder lediglich formal annehmen,

dass sie gleichberechtigt miteinander umgehen wol-

len. Auch, wenn das in vielen Fällen helfen würde,

stimmt es nicht an sich, dass dieses Problem schon

gelöst wäre, wenn Männer sich mal zurücknehmen,

besser zuhören oder mehr Repro-Arbeit leisten wür-

den. Letztendlich gilt es, das Patriarchat als Herr-

schaftsverhältnis zu begreifen. Es abzubauen,

anzugreifen und stattdessen Beziehungen auf Au-

genhöhe zwischen verschiedenen Geschlechtern ein-

zurichten und zu pflegen, ist eine langwierige – aber

äußerst sinnvolle – Arbeit. Sie kann nicht individuell

bewältigt werden, sondern eben nur in respektvollen

und empathischen Auseinandersetzungen in Bezie-

hungen selbst – was eine Voraussetzung für ihr Ge-

lingen darstellt.

Freiwillige Ordnung, situative Gerech-

tigkeit und die Lösung von Konflikten

Das anarchistische Ziel einer Abschaffung von poli-

zeilichen und juristischen Zwangsinstitutionen, ruft

meiner Erfahrung nach bei vielen Menschen Ableh-

nung hervor, die bisher in vielen Punkten mit den

Vorstellungen der anarchistischen Ethik übereinge-

stimmt haben mögen. Wie sollen Gewalttaten und

Diebstahl verhindert werden, wenn keine Ordnungs-

hüter mit Schlagstöcken und Pistolen patrouillieren,

wenn keine Richter, Staatsanwälte und Anwälte über

die Gerechtigkeit in einem juristischen Streitfalle be-

finden und Sanktionen für Gesetzesübertretungen

festlegen? Seit mehr als einem Jahrhundert weisen
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Anarchist*innen den Mythos zurück, dass wirkliche

Ordnung und Gerechtigkeit nur mit Gewalt und

Zwang eingerichtet werden könnten. Sie kritisieren

vielmehr, dass Polizei und Justiz, die Wachen, Ge-

richte und Knäste, einerseits die sozialen Spaltungen

in der Gesellschaft aufrechterhalten, welche erst die

Ursache für den allergrößten Teil der Gewalttaten

und Eigentumsdelikte sind. Andererseits würde

durch ihre Existenz oft erst Delinquenz hervorgeru-

fen, denn es handelt sich um Herrschaftsinstitutio-

nen, die sich selbst legitimieren und erhalten

müssen. Ohne ‚Kriminalität‘ gäbe es nichts für sie zu

tun. Abgesehen von der Aufrechterhaltung der sozia-

len Ungleichheiten fungiert polizeiliche Repression

und juristische Strafverfolgung auch indirekt im

Dienst herrschender Klassen, da sie Personen umso

stärker bedrücken, je niedriger ihr sozialer Status ist

und umso weniger, je angesehener sie sind. So hat es

beispielsweise auch Gründe, warum Millionär*innen

massenhaft Steuern hinterziehen können, während

bei Hartz-IV-Empfänger*innen akribisch jeder Euro

des Anspruchs auf eine existenzsicherende Grund-

versorgung einzeln geprüft wird. Was ist das für eine

Ordnung, die sich nur mit Zwang eingerichtet und

aufrechterhalten lässt? Was ist das für eine Gerech-

tigkeit, die nur durch Gewaltandrohung und -anwen-

dung durchgesetzt werden kann?

Diese Argumentation kann auch an konkreten Bei-

spielen näher begründet und ausgeführt werden und

eine anarchistische Perspektive tut gut daran und hat

recht damit, dies zu tun. Doch die Kritik ist das eine,

die Einrichtung einer freiheitlichen Ordnung und

von umfassender Gerechtigkeit ist eine andere Sache.

Zumal, wenn wir nicht davon ausgehen können, dass

Menschen an sich „gut“ sind und allein durch die

Herrschaftsverhältnisse verdorben werden. Außer-

dem ist es keine Lösung, Ordnungs- und Gerechtig-

keitsfragen in eine unbestimmte Zukunft zu

verschieben. Es braucht heute Antworten auf die Un-

gerechtigkeit und das Chaos des bestehenden Herr-

schaftszusammenhangs, denn Menschen haben in

diesem Probleme. Eine Verbesserung des jetzigen Zu-

stands kann nur von diesem aus gedacht und er-

kämpft werden. In Gesellschaften, in denen

anarchistische ethische Werte und Vorstellungen

stärker gelebt werden (können), als jene, in der die-

ser Text formuliert wird, gibt es zudem ebenfalls

Konflikte. Diese entzünden sich weit weniger an Ei-

gentumsfragen, weil viel mehr Güter vergesellschaf-

tet sind, sie ihrem Gebrauchswert nach genutzt

werden und die Bedürfnisse der Menschen wesent-

lich besser gestillt werden können. Dennoch beste-

hen dort verschiedene Interessen, kommen Gruppen

und Einzelne miteinander in Konflikte und gibt es

Sympathien wie auch Antipathien zwischen Men-

schen, die zu Spannungen und Verletzungen führen.

Wenn eine Person einer anderen Schaden zufügt,

kann dieser nicht dadurch gut gemacht werden, dass

die Schaden verursachende Person bestraft wird. Die

Bitte um Entschuldigung wäre in vielen Fällen hin-

gegen der Anfang, um den Kreislauf von Beschädi-

gung und Bestrafung zu durchbrechen und die

willkürliche oder bösartige Schadensausübung durch

Menschen zu reduzieren.

Dafür wurden beispielsweise die Konzepte der trans-

formative justice und der community accountability

entwickelt. In beiden Fällen geht es darum, Konflikte

zu lösen, ohne die Polizei zu rufen und sich gegen-

seitig zu verklagen. Insbesondere Menschen in

Schwarzen communities haben nämlich regelmäßig

die Erfahrung gemacht, dass sie weit mehr Probleme

bekommen, wenn sie sich an die rassistische Polizei

und die Klassenjustiz wenden, als wenn sie sich

selbst um ihre Konflikte kümmern. Voraussetzung ist

zunächst, die Sensibilität dafür zu stärken, dass in

der eigenen Gemeinschaft durchaus eine Menge

Scheiße passiert und Verletzungen stattfinden. Auch

wenn dies – wie immer – bestimmte Gründe hat,

sind Menschen für ihr Handeln verantwortlich.

Wenn Schaden ausgeübt und Gerechtigkeit eingefor-

dert wird, gilt es, diese Beschädigung kollektiv zu

bearbeiten. Das heißt, es bildet sich eine Gruppe aus

einigen Leuten, die den Betreffenden des Konflikts

nahe stehen (ohne selbst direkt in diesen verstrickt

zu sein) und anderen, die sie nur entfernt oder auch

gar nicht kennen. Gemeinsam befinden sie darüber,

wer welchen Schaden an wem ausgeübt hat und wie

damit umgegangen werden kann. Daraufhin bilden

sich sowohl eine Gruppe, die mit der*dem Verursa-

cher*in arbeitet, als auch eine, die mit der*dem Leid-
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tragenden zusammen kommt. Dabei wird besonders

darauf geachtet, dass die Betroffenen zu Wort kom-

men und nichts gegen ihren Willen geschieht. Au-

ßerdem ist mit zu denken, ob oder inwiefern sich die

Beteiligten in unterschiedlichen Machtpositionen be-

finden. Handelt es sich um Kollektive, die miteinan-

der in Konflikt stehen, wird die Angelegenheit zwar

komplizierter und abstrakter, weil wahrscheinlich

Delegierte in den Bearbeitungsprozess gehen und

diesen mit ihrem Kollektiv jeweils rücksprechen

müssen. Prinzipiell funktioniert dies jedoch genauso.

Es geht nun nicht darum, die*den Schadens-Verursa-

cher*in zu bestrafen, sondern sie*ihn dazu zu bewe-

gen, sich selbst klar darüber zu werden, dass sie*er

anderen Schaden zugefügt hat, was die Gründe dafür

waren und welche Schritte gegangen werden kön-

nen, damit sie*er dies in Zukunft unterlässt. Die be-

troffene Person erfährt von ihrer Gruppe einerseits

verschiedene Arten von Unterstützung, formuliert,

was ihr helfen würde, damit für sie wieder Gerech-

tigkeit hergestellt wäre und sucht Wege, um mit der

erfahrenen Beschädigung umzugehen, ohne auf Ra-

che zu sinnen. Im besten Fall kann der Konflikt

schließlich tatsächlich beigelegt werden und Versöh-

nung stattfinden. Wenn dies nicht gelingt, so müssen

Wege gefunden werden, wie er nicht erneut auf-

kommt oder sogar noch weitere Personen hineinge-

zogen werden.

Oftmals führt das beschriebene Konzept zu langwie-

rigen und schwierigen Prozessen. Diese sind kollek-

tiv, berufen sich nicht auf Gesetze, sondern gehen

von konkreten Situationen und beteiligten Personen

aus und zielen nicht auf Bestrafung, sondern auf

Versöhnung ab. Dies kann erlernt werden und zwar

nicht nur von Menschen, die sich gerne um ein gutes

Zusammenleben bemühen, sondern von allen Mit-

gliedern einer Gemeinschaft. Übrigens spricht nichts

dagegen, erzielte Vereinbarungen und Vorstellungen

davon, was anhand von konkreten Beispielen ‚ge-

recht‘ ist, festzuhalten, um sich künftig daran zu ori-

entieren und weiter daran zu lernen. Niemand sagt,

dass das einfach ist und zu schnellen Lösungen führt.

Das grob beschriebene Konzept ist aber auch keine

Zauberei. Es erfordert keine allgemein ‚guten‘ Men-

schen, geht aber davon aus, dass sie sich verändern

und weniger Schaden anrichten können. Dies hat

vor allem zur Voraussetzung, dass sie sich als Teil ei-

ner Gemeinschaft begreifen können und diese sie

nicht pauschal verurteilt, bewertet und verstößt. Nur

in Beziehungen zu Anderen können Konflikte gelöst,

Gerechtigkeit eingerichtet und einer selbstorgani-

sierten Ordnung freiwillig zugestimmt werden.

Die Gretchenfrage: Der Umgang mit Gewalt

Wie steht die anarchistische Ethik nun aber zum

Umgang mit Gewalt oder sogar zu ihrer eventuell le-

gitimen Anwendung? Diese Frage nenne ich die

Gretchen-frage des Anarchismus, weil sie bei vielen

Leuten als Assoziation mit ihm in ihren Köpfen her-

umgeistert. Sie wird vermutlich bei fast allen Ein-

stiegsveranstaltungen zum Anarchismus gestellt.

Letztendlich dient sie dazu, diese verrückten, träu-

merischen oder infantilen Gestalten, die sich tat-

sächlich als „Anarchist*innen“ bezeichnen, darauf

hin zu überprüfen, ob sie gut oder böse, ob sie seriös

oder untragbar, ob sie kompromissbereit oder funda-

mentalistisch drauf sind. Das ist eigentlich ziemlich

komisch. Immerhin nehmen die meisten Personen es

nicht als Problem war, wenn konservative oder libe-

rale Ideolog*innen Gewaltausübung begründen und

rechtfertigen. Konservative wollen hier eher das Ge-

meinwesen ‚schützen‘, Liberale eher die vermeintlich

‚freie‘ Person. Auch Sozialist*innen grenzten Perso-

nengruppen aus, unterdrückten sie oder stimmten

Kriege zu. Zugegeben, die Gewalt wird von diesen

Strömungen meistens in der Staatsmacht monopoli-

siert, während strukturelle Gewalt, in Form von un-

gleichen ökonomischen, politischen,

geschlechtlichen etc. Machtverhältnissen, ignoriert,

verschleiert oder als natürlich dargestellt wird. Fa-

schist*innen gehen einen Schritt weiter, indem sie

Gewalt als natürlich und notwendig annehmen, sie

zugleich im Staat ausbauen und in die eigene Hand

nehmen, um Andersseiende zu attackieren und zu

unterdrücken, was sie dann in einer widerlichen Tä-

ter-Opfer-Verkehrung als ‚Selbstverteidigung‘ be-

zeichnen.

Vergangene, bestehende und zukünftige Herr-

schaftsordnungen werden stets mit Gewalt und

Zwang eingerichtet und aufrechterhalten. Es ist Ge-
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walt, wenn Menschen sich bedrohen und verletzten

um ihre Willen durchzusetzen oder ihre Autorität zu

behaupten; wenn Polizeiknüppel Demos oder Ge-

wehrschüsse Aufstände niederschlagen; wenn Men-

schen verhungern, verdursten oder an Krankheiten

streben, obwohl die Lebensmittel da sind; wenn Leu-

te gezwungen werden bei der Feldarbeit, in Fabriken

oder Büros zu krepieren. Gewalt findet heute in Fa-

milien, Zweierbeziehungen, zwischen rivalisierenden

Gruppen, in Zwangsinstitutionen und zur Durchset-

zung von Herrschaftsinteressen statt. In vielen Fällen

wird dies als normal oder unvermeidlich angesehen.

So viel zu den anderen Gewalttäter*innen und -be-

fürworter*innen.

Zu welchem Grad und aus welchen Gründen auch

immer der eigenen Beherrschung zugestimmt wer-

den mag - Gewalt ist ein grundlegendes Merkmal

von ihr. Das anarchistische Streben nach der Aufhe-

bung aller Herrschaftsformen ist demnach eines

nach der Überwindung aller Gewaltverhältnisse.

Doch wie lässt sich mit Gewalt umgehen, wenn wir

alle (zu sehr verschiedenen Graden und auf unter-

schiedliche Weise) durch sie geprägt sind, Gewalt er-

fahren und mit hoher Wahrscheinlichkeit auch schon

ausgeübt haben? Wie kann Gewalt überwunden

werden, wenn sie strukturell in Institutionen und

gesellschaftlichen Verhältnisse eingeschrieben ist

und täglich an allen möglichen Orten ausgeübt wird?

Auf diese Fragen kann ich tatsächlich keine Antwort

geben, weil ich weder der Ansicht bin, dass es mög-

lich und sinnvoll wäre, prinzipiell nie Gewalt anzu-

wenden, noch, dass Gewaltausübung wirklich

gerechtfertigt werden könnte. Allgemein denke ich

allerdings, dass Gewalt gegen Menschen ausgeübt

wird und nicht gegen „Sachen“ und das die Zerstö-

rung einiger Dinge nicht nur befreiend, sondern

schlichtweg notwendig ist, wenn sich unterdrückte

Gruppen ermächtigen und ihnen daraufhin mit Poli-

zeigewalt begegnet wird.

Die anarchistische Ethik zielt selbstverständlich nicht

auf das „Recht des Stärkeren“ ab, in einem vermeint-

lichen Kampf „Aller gegen alle“, im fiktiven Fall,

wenn das staatliche Gewaltmonopol zusammenbre-

chen würde. (Ich habe keine Lust, dies extra zu

schreiben, muss das aber noch mal deutlich machen,

um Missverständnisse zu vermeiden.) Im Zuge des

Abbaus von Herrschaftsverhältnissen, werden ge-

waltarme Verhältnisse an ihrer Stelle etabliert, die

sich zum einen daraus ergeben, dass viele Ursachen

für Gewalt wegfallen und andererseits, indem sie

einen kollektiven Lernprozess darstellen, wie er etwa

durch die oben vorgestellten Konzepte stattfinden

kann. Dies ist kein abruptes Ereignis, sondern ein

Prozess, der sich (leider) über Jahrhunderte erstreckt,

denn das ‚Handwerk‘ der Soldat*innen, Polizist*in-

nen, Gefängniswärter*innen und Folterer wird ja

ebenso praktiziert und weitergeben. Die Frage, wie

dieser Gewalt emanzipatorisch begegnet werden

kann, bleibt daher weiterhin ungeklärt. Klar ist aller-

dings, dass es äußerst schwer ist, auf Gewalt nicht

mit Unterwerfung oder Ignoranz zu reagieren, son-

dern sie mit aktiver Gewaltlosigkeit oder Gegenge-

walt zu bekämpfen. Denn Gewalt schränkt die

Handlungsmöglichkeiten der von ihr Betroffenen

massiv ein, macht sie abhängig, gefügig und untertä-

nig. Dementsprechend ist es umso schwerer aus die-



15Gai Dào
N°114 - Mai 2021

ser Position herauszukommen. Gerade aus diesem

Grund wird Gewaltanwendung durch die Unter-

drückten von vielen als nachvollziehbar oder auch

legitim angesehen, da sie tatsächlich eine verzweifel-

te Umkehrung der erfahrenen Gewalt darstellt. Die

entscheidende Frage hierbei lautet deswegen: Wie

kann eine aktive Gewaltfreiheit oder eine Gegenge-

walt funktionieren, mit welcher die erfahrene Gewalt

nicht nur umgekehrt, sondern tatsächlich überwun-

den wird? Dies betrifft nicht nur die einzelne Hand-

lung, in der die angestrebten Ziele sich in den

angewendeten Mitteln verkörpern sollten, sondern

ebenso die Herangehensweise nach welcher gehan-

delt wird insgesamt. Wie bei den anderen Punkten

auch, habe ich eher Fragen als Antworten und kann

an dieser Stelle nicht mehr schreiben, sondern nur

zur Diskussion anregen.

Die Bewältigung und Überwindung von

Leid durch ernsthaften Humor statt bür-

gerlichen Zynismus

Gewalterfahrungen – sowohl in einem weiteren als

auch im engeren Sinne – stellen die anarchistische

Ethik vor die Herausforderung des Umgangs mit er-

fahrenem Leid. Leid, was andere erfahren, betrifft

auch uns selbst - weil wir ebenfalls Leid erfahren ha-

ben. Wir leiden mit anderen mit, wenn unser empa-

thisches Potenzial auf eine erstrebenswerte Weise

entwickelt ist. Dies ist bei sehr vielen Menschen heu-

te bedauerlicherweise nicht der Fall, weil sie wenig

Raum haben, ihre Gefühle zuzulassen, ihnen nachzu-

gehen und sie zu reflektieren. Mitleid darf nicht Aus-

druck eines paternalistischen Überlegenheitsgefühls

sein, mit dem im schlimmsten Fall Opfer für die eige-

nen Anliegen instrumentalisiert werden, was schnel-

ler geschieht, als man denkt. Die Betroffenheiten

sind selbstverständlich unterschiedliche. Leid formell

zu bedauern oder auszunutzen, ist eine der wider-

lichsten Herrschaftsstrategien. Diese können durch

einen linken Humanismus, durch Wohltätigkeit von

Bonzen oder konservative Religionsgemeinschaften

angewandt werden. Das ehrliche Empfinden des ei-

genen Leidens und das Mitleiden mit Anderen sollte

auch nicht dazu dienen, sich im erfahrenen Leiden zu

suhlen oder Anerkennung dafür zu erwarten, um da-

durch die eigene negative Identität zu bestätigen.

Auch wenn die Fähigkeiten und Möglichkeiten, er-

fahrenes Leid auszuhalten und zu bewältigen sehr

unterschiedlich sind, muss das Ziel immer die Ab-

schaffung des Leidens bleiben. Denn für den aller-

größten Teil davon gibt es Gründe und

Verantwortlichkeiten. Hierbei stellt sich für viele

Leute die Frage nach dem Sinn des Leidens, denn da

sie immer wieder Leid erfahren, wird dies unweiger-

lich auch Teil von Sinnstiftung und Identitätskon-

struktion.

Die anarchistische Ethik interpretiert jedoch das Lei-

den nicht wie das Christentum oder der Buddhismus

als existenzielle menschliche Erfahrung, die es aus-

zuhalten und würdevoll zu tragen gilt. Stattdessen

geht sie von der Erfahrung eines gelingenden, schö-

nen, reichen und erfüllten Lebens aus, weil dieses

ebenfalls Realität ist und allen Menschen möglich

sein soll. Leben ist nicht Leiden, sondern Erfüllung,

die Verwirklichung von kollektiver Zufriedenheit

und Selbstentfaltung. Diese Haltung bezeichnete der

Philosoph Epikur als Streben nach Eudaimonie (=

Glückseligkeit), wobei dieses hedonistische Ziel

nicht bedeutet, immer wieder einen neuen Kick zu

suchen, sondern Lust, Lebensfreude und innere Zu-

friedenheit in Gemeinschaft mit Anderen zu finden.

Der anarchistischen Ethik nach kann dies also nicht

in Konkurrenz zu Anderen gelingen, sondern nur in

einem lebendigen Miteinander. Deswegen ist es aus

dieser Perspektive problematisch und auch nicht

zielführend, sich selbst für Andere – an anderen Or-

ten oder in der Zukunft – aufzuopfern oder gar zu

erniedrigen. Stattdessen sollte die Verbundenheit mit

Anderen zu einer solidarischen Bezugnahme auf sie

führen, um gemeinsam gegen das jeweils selbst er-

fahrene Leid aufzubegehren und es zu überwinden.

Was dies in verschiedenen Situationen und Kontex-

ten und für verschiedene Menschen genau bedeutet,

ist unterschiedlich, denn Zufriedenheit kann nur

subjektiv beschrieben werden. Dennoch teilen er-

staunlich viele Menschen an ganz unterschiedlichen

Orten auf der Welt ähnliche Grundvorstellung da-

von, wie ein gelingendes, schönes, reiches, erfülltes

Leben für sie aussieht. Trotz all der Scheiße, die wir

wahrnehmen und an der wir (mit)leiden, ist es des-

wegen wichtig, den Blick auf das Erstrebenswerte zu



richten, ohne sich den negativen Entwicklungen und

Gefühlen zu verschließen oder sie sich schön zu re-

den. Dies bedeutet nicht, vor allem das individuelle

Glück zu suchen, damit wenigstens einige Personen

welches haben, sondern die Erfüllung, die wir uns

herausnehmen und erkämpfen, zu teilen und sie im-

mer mehr Menschen zugänglich zu machen.

Diesbezüglich hat sich beispielsweise Rudolf Rocker

stark von der Verelendungstheorie distanziert, wel-

che insbesondere in der marxistisch geprägten deut-

schen Sozialdemokratie seiner Zeit grassierte: Die

Annahme, dass Menschen aufbegehren (werden),

wenn es ihnen immer schlechter geht, ist völliger

Unsinn. Rebellionen mit emanzipatorischem Charak-

ter entstehen zwar meist dort, wo sich ihre Situation

massiv verschlechtert, setzen aber voraus, dass die

Rebellierenden eine Vorstellung davon haben, wie es

– insgesamt, aber auch konkret für sie und ihre Leu-

te – besser werden kann. Die soziale Revolution

speist sich nicht hauptsächlich aus der Negation des

schlechten Zustandes, sondern aus den Kämpfen um

die Bedingungen des gelingenden Lebens für Alle.

Dennoch bleibt die Frage, wie wir mit all der Scheiße

um uns herum und mit dem eigenen Leiden, auf eine

emanzipatorische Weise umgehen können, weiter

bestehen. Sie wegzudrücken oder schön zu reden

wäre absolut unverantwortlich, unempathisch und

unsolidarisch. Die Frage lässt sich nicht leicht beant-

worten, wenn davon ausgegangen wird, dass Leid in

vielen Fällen nicht ‚notwendig‘, sondern sinnlos ist

und keineswegs zu sozialen Fortschritten inspiriert.

Insbesondere in der deutschen radikalen Linken ist

dahingehend eine überaus zynische Haltung verbrei-

tet, mit der jeglicher Anspruch auf eine positive ra-

dikale Gesellschaftsveränderung aufgegeben und

untergraben wird. Dies hat unter anderem mit der

historischen Erfahrung zu tun, dass ehemals pro-

gressive soziale Bewegungen reaktionär gewendet

wurden und viele Sozialist*innen auch anti-emanzi-

patorische Analysen und Ziele verfolgten. Zudem

blieb und bleibt auch das anarchistische Konzept von

sozialer Revolution unbegriffen, welches eine radi-

kale und umfassende Gesellschaftstransformation

meint, die multidimensional, prozesshaft, dynamisch

und mit einer Vielzahl von Akteur*innen gedacht

wird, wobei sich die Subjekte in ihr selbst verändern.

Das kontinuierliche Schwanken zwischen pseudora-

dikalen Phrasen exklusiver linker Szene einerseits

und vermeintlich radikaler ‚Realpolitik‘ andererseits,

führt zur Enttäuschung in beiderlei Hinsicht. Dies

nährt den allzudeutschen Zynismus als Produkt ei-

ner bürgerlichen Denkweise des schlechten Gewis-

sens und der überheblichen Selbstgerechtigkeit.
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Der Zynismus blockiert die Sehnsucht nach einer

besseren Zukunft, das Nachdenken über sie, verhin-

dert, sich selbst ernst zu nehmen, beschränkt Selbst-

ermächtigung, populäres Gemeinsam-werden und

Solidarisierung aus Empathie. Dagegen schlage ich

mit Simon Critchley eine Haltung des Humors vor,

um mit Leid emanzipatorisch umzugehen – und es

zu bewältigen. Humor meint an dieser Stelle kein

oberflächliches Herumalbern, sondern hängt im Ge-

genteil eng mit Ernsthaftigkeit zusammen, wie auch

empathisches Mitleid und Mitfreude miteinander

verbunden sind. Humorvolle Menschen schaffen ist,

sich auf eine gesunde Weise von sich selbst und dem

erfahrenen Leid zu distanzieren, ohne dabei passiv

zu werden und es zu relativieren. Mit Humor können

die eigene Unterworfenheit aufgegeben und ver-

meintliche Notwendigkeiten in Frage gestellt, Leiden

gelindert als auch die Herrschenden und ihre Gewalt

verspottet werden. Aus dieser Haltung und Erfah-

rung stammt deswegen der Ausspruch: „Es wird ein

Lachen sein, dass sie besiegt“.

Solidarische, egalitäre und freiheitlich

Beziehungen

In diesem Text habe ich dafür plädiert, die emanzipa-

torische Auseinandersetzung um eine bessere Gesell-

schaft von einer anarchistischen Ethik ausgehend zu

denken und zu führen. Deren Grundlagen bestehen

nicht hauptsächlich in der Ablehnung aller als nega-

tiv und schlecht bewerteter Missstände oder Leiden,

sondern stärker in der Orientierung an unseren Vor-

stellungen eines gelingenden, schönen, reichen und

erfüllten Lebens für Alle. Glück und Zufriedenheit

lassen sich nicht abstrakt bestimmen oder schlimmer

noch, Menschen verordnen. Vielmehr sind sie selbst

verantwortlich für die Gestaltung ihrer Leben, denn

Selbstbestimmung ist ein wesentlicher Aspekt der

sozialen Freiheit. Dies bedeutet aber umso mehr,

dass anarchistische Ethik einen Protest gegen die ex-

trem ungleichen Bedingungen für die abgesicherte

Selbstentfaltung aller Einzelnen darstellt. Sie ist so-

mit zugleich ein Protest gegen die herrschende Mo-

ral, mit welcher diese Zustände gerechtfertigt und

aufrechterhalten werden. Es geht also darum, sich

Ressourcen und Fähigkeiten anzueignen, zugänglich

zu machen und umzuverteilen, damit Alle ihre Leben

auf eine ethische Weise selbst gestalten können –

was, wie dargestellt, nur in Beziehung zu Anderen

geschehen kann.

Die gesellschaftlichen Verhältnisse sind zwar ab-

strakt und wirken oft un(an)greifbar. Letztendlich

werden sie dennoch von konkreten Personen einge-

richtet, getragen, aufrechterhalten, ausgehalten, un-

tergraben. Aus diesem Grund kann die Beschreibung

einer – aus ethischen Überlegungen heraus – erstre-

benswerten Gesellschaft mit den Vorstellungen von

„guten“ sozialen Beziehungen analogisiert werden:

Sie können als solidarisch, egalitär und freiheitlich

bezeichnet werden. Dies sind zwar zunächst nur

Schlagworte, sie bedeuten jedoch im Kontext der

dargestellten anarchistischen Ethik viel. Das heißt,

ich habe mit diesem Text versucht eine Anregung zu

geben, um über unsere eigenen ethischen Vorstel-

lungen nachzudenken und sie neu zu diskutieren.

Dies betrifft beispielsweise auch die Ausgestaltung

unserer gemeinsamen Räume und Rituale, den zwi-

schenmenschlichen Umgang in „linken Szenen“ oder

in (anti)politischen Gruppen. Über diese Zusammen-

hänge hat sich oftmals ein Anti-Katalog eingeprägt,

der aber nicht positiv beschreibt, wie wir miteinan-

der leben wollen, welche eigenen Regeln wir aufstel-

len und wie wir unsere individuellen Haltungen

entwickeln können. Feministische Ansätze und die

radikale Ökologiebewegung bewegen sich in diesem

Zusammenhang am ehesten nicht nur auf dem poli-

tischen Feld, sondern beinhalten auch positive ethi-

sche Ansprüche, Forderungen und Vorstellungen.

Anzeige
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Es wurde deutlich, dass ich selbst für eine aktive und

transparente Regel- und Normsetzung eintrete, weil

dies meiner Ansicht nach der sinnvollste Weg ist, um

sich erstens von den herrschenden Gesetzen und

Normvorstellungen zu lösen, zweitens, vermittelbare

und anschlussfähige Konzepte zu entwickeln und

anzubieten und drittens keineswegs an sich neue

Hierarchien und Zwangsordnungen hervorbringt,

sondern im Gegenteil die Grundlage für eine freiwil-

lige Organisierung ist. Dies beinhaltet, dass alle Per-

sonen und Gruppen, die von bestimmten Regeln und

Normvorstellungen eines autonomen Kollektivs be-

troffen sind, an ihrer Einrichtung und Auslegung be-

teiligt sein müssen. Weiterhin dürfen ethische

Autoritäten nur zeitweilig und aufgrund von Kom-

petenz übertragen werden, wobei sie das Erlernen

von individueller und kollektiver Verantwortung

und Selbstbestimmung fördern sollen. Zudem sind

autonom gegebene Regeln keine Gesetze, das heißt,

es bestehen keine einmalig festgelegten Sanktions-

mechanismen bei ihrer Übertretung, sie müssen im-

mer wieder in Frage und zur Verhandlung gestellt

werden können. In diesem Sinne ist es wünschens-

wert und sogar notwendig, dass vorhandene Regeln

hinterfragt oder bisweilen sogar gebrochen werden –

wenn dies einen konstruktiven Prozess ethischer

Überlegungen in Gang setzt, in denen gleichermaßen

die Gemeinschaft wie die Einzelnen in den Blick ge-

nommen werden. Die Fragen, wie wir in guten, soli-

darischen, egalitären, freiheitlichen Beziehungen

miteinander leben können, welche Spielräume wir

jedoch auch als Einzelne haben, um ein ethisches Le-

ben in den bestehenden Herrschaftsverhältnissen zu

führen, sind kein Hobby oder Alibi, dass zu politi-

schen Überlegungen hinzukommt. Ethik ist im Anar-

chismus nicht wie das entsprechende Schulfach,

welches einen netten Ausgleich zu Mathe oder Sport

abgibt, weil dort ja nur irgendwie gelabert wird und

es ohne Anstrengung gute Noten gibt. Stattdessen ist

anarchistische Ethik der Ausgangspunkt für den An-

archismus als soziale Bewegung und politische

Theorie überhaupt. Die durch sie entwickelten

(Wert)Vorstellungen und Vereinbarungen bilden

gleichzeitig die Zielvorstellungen und damit die Orien-

tierung für anarchistische Bestrebungen insgesamt.

Cindy Milstein bezeichnet dies als „ethischen Kom-

pass“ des Anarchismus, welcher es ermöglicht, auf un-

dogmatische Weise in widersprüchlichen Verhältnissen

und gegen massive Herrschaftsinteressen voranzugehen

um etwas Neues aufzubauen. Die Bedingungen für ein

gelingendes, schönes, reiches und erfülltes Leben für

Alle herzustellen, bleibt daher die ungelöste Herausfor-

derung, der wir nur gemeinsam begegnen können. Und

stark sind wir gemeinsam vor allem dann, wenn wir uns

über unsere Wertebasis verständigt haben, unsere Kon-

flikte auf eine vernünftige und konstruktive Weise be-

heben und gute, verbindliche Beziehungen auf

Augenhöhe eingehen und pflegen.

Einige Kennzeichen und Aufgaben einer

sozial-revolutionären Ethik heute

•   Ethik ist mehr als die notwendige Ergänzung

von Politik, sondern zugleich die Ausgangsbasis,

die Motivation und die Zielbestimmung für so-

zial-revolutionäre Gesellschaftsveränderungen.

Deswegen stellt sie Politik als unvermeidliche

Auseinandersetzung in den Herrschaftsverhält-

nissen in Frage, ist aber auch auf sie angewie-

sen, um verwirklicht zu werden.

•   Bei der Einrichtung von Ethik geht es nicht um

individualisierte Selbstfindung und korrektes

Verhalten, sondern um die Herstellung der Be-

dingungen, unter denen ethische Lebensweisen

- in-gegen-und-jenseits der bestehenden Herr-

schaftsverhältnisse und ihren moralischen

Rechtfertigungen - gestaltet werden können.

•   In letzter Instanz lassen sich Grundwerte nicht

argumentativ begründen, weil sie erlernte und

erfahrene Überzeugungen bilden, mit welchen

das soziale Miteinander und das individuelle

Handeln sinnhaft gedeutet werden. Dennoch

können sie als Ausgangspunkte bewusst und

transparent gemacht werden, um sie zur Dis-

kussion zu stellen und selbstgerechte Haltungen

zu vermeiden.

•   Die Kriterien für ein gelingendes, schönes, rei-

ches und erfülltes Leben für Alle lassen sich nicht

abstrakt oder universell bestimmen, sondern nur

in einem kollektiven Prozess der Diskussion, Kri-

tik und autonomen Regelsetzung finden.

•   Ethische Vereinbarungen, Regeln und Normen

variieren historisch und sind je nach Gruppe
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verschieden. Diese Unterschiedlichkeit ist nicht

an sich problematisch, führt aber zur Auseinan-

dersetzung zwischen divergierenden ethischen

Haltungen und Vorstellungen.

•   Um ethische Ansprüche und Praktiken zu ent-

wickeln und umzusetzen können sie nicht dog-

matisch und unabhängig von den beteiligten

Personen und Gruppe festgelegt werden wie

Moralvorstellungen. Stattdessen sind sie in ei-

nem nie-endenen Prozess immer wieder neu zu

finden, aufzubrechen und zur Verhandlung zu

stellen.

•   Sozial-Revolutionär*innen arbeiten daran, sich

ihrer eigenen ethischen Überzeugungen und

Zielsetzungen bewusst zu werden und sie wei-

terzuentwickeln. Das Verhältnis zwischen Ein-

zelnen und Kollektiven, das gesellschaftliche

Naturverhältnis, Technologie, der Umgang mit

Konflikten und Gewalt sowie die Gestaltung von

guten sozialen Beziehungen sind dabei wichtige

Themenfelder.

•   Die sozial-revolutionäre Kritik an der bestehen-

den Herrschaftsordnung war und ist (auch)

ethisch begründet.

•   Sozial-Revolutionär*innen regen zum Nachden-

ken über ein gelingendes, schönes, reiches und

erfülltes Leben für Alle an und zeigen Wege auf,

wie die Bedingungen dafür erkämpft und einge-

richtet werden können. Demnach rechnen sie

nicht mit dem „Guten“ in den Menschen, beton-

ten jedoch ihre ethischen Potenziale.

•   Sozial-Revolutionär*innen streben danach, ihre

eigenen ethischen Ansprüche zu erfüllen, auch

wenn sie wissen, dass dies unter den bestehen-

den Herrschaftsverhältnissen oft nur gebrochen

gelingt und widersprüchlichen Charakter an-

nimmt.

Für eine neue anarchistische Ethik!

Wie lässt sich ein gelingendes, reiches, schönes, er-

fülltes Leben beschreiben? Wie lassen sich die Be-

dingungen herstellen, die Ressourcen aneignen, die

Fähigkeiten erlernen, um es einzurichten? Und wie

kann es schließlich für alle möglich werden – nicht

gegen-einander, sondern miteinander, in geteilter

Verantwortung für uns selbst, für Andere und für die

Mitwelt? Diesen Fragen geht die anarchistische

Ethik nach, deren Grundzüge in diesem Text darge-

stellt werden.

„Im Wesentlichen bestehen die Aufgaben der Ethik

nicht darin, die Mängel der Menschen hervorzu-

kehren und ihm seine 'Sünden' vorzuwerfen; sie

muss in positiver Richtung wirken [...]. Sie be-

stimmt und erläutert einige wenige Grundlagen,

ohne die weder Tiere noch Menschen in Gesell-

schaft leben könnten.

Außerdem aber beruft sie sich auf Höheres: auf

Liebe, aufMut, aufBrüderlichkeit, aufSelbstach-

tung [...]. Gleichzeitig sagt sie dem Menschen,

dass, wenn er ein Leben führen wolle, bei dem sei-

ne Kräfte sich völlig entfalten könnten, er endgül-

tig dem Gedanken entsagen müsse, dass man

leben kann, ohne mit den Bedürfnissen und Wün-

schen der andern zu rechnen.“

―Peter Kropotkin, 1902



20 Gai Dào
N°114 - Mai 2021

Jedes Jahr aufs Neue: Während der ersten Kalender-

monate gibt das Statistische Bundesamt die amtli-

chen Daten bekannt, wie es ausschaut mit der

deutschen Wirtschaftsleistung. Je nachdem, wie die-

se Zahlen ausfallen, dürfen sich alle freuen‚ wie gut

es „unserer Wirtschaft“ geht oder in Sorge darüber

verfallen, was nun ansteht, um „unsere“ Wirtschaft

wieder auf den richtigen Kurs zu bringen. Von den

rechten bis hin zu den linken Parteien erhält die

Wirtschaft, die „unseren“ Reichtum produziert, be-

sondere Aufmerksamkeit, hängt doch die staatliche

Handlungsfähigkeit nach Innen und Außen wesent-

lich von ihrer Potenz ab. Bei allen Parteien, aber auch

bei einem Großteil der Bevölkerung, ist dabei die

Vorstellung verbreitet, dass es sich bei den verschie-

denen Anstrengungen, Geld zu verdienen, um ein

Gemeinschaftsprojekt handelt, dem „wir“ uns ver-

schrieben haben, um „unsere“ Wirtschaft voranzu-

bringen. Alle sollen sich der Steigerung der

Wirtschaftsleistung verpflichtet fühlen, ihre Lebens-

zeit dafür hergeben und ihren Beitrag für das Große

und Ganze leisten. Aus der Verpflichtung auf dieses

angebliche Gemeinschaftsprojekt wird auch schnell

die Drohung: Nur wer seinen Anteil leistet, hat auch

ein Anrecht auf Teilhabe am Reichtum der Gesell-

schaft. Diese weit verbreiteten Vorstellungen, wie in

dieser Gesellschaft Reichtum entsteht, wem dieser

nutzt und wie dieser verteilt wird, führt die AfD auf

ihre Weise fort. Für sie kommt „unser“ Reichtum

nämlich viel zu sehr denjenigen zu Gute, denen er

nicht zusteht:

„Die Soziale Frage der Gegenwart ist nicht primär

die Verteilung des Volksvermögens von oben nach

unten, unten nach oben, jung nach alt oder alt

nach jung. Die neue deutsche Soziale Frage des 21.

Jahrhunderts ist die Frage nach der Verteilung des

Volksvermögens von innen nach außen.“

(B. Höcke, (AfD) gepostet auf seiner Facebook-Seite

am 01.05.2016)

Höcke spricht soziale Gegensätze innerhalb der Ge-

sellschaft an, er weiß, dass es einen Gegensatz zwi-

schen Arm und Reich gibt, erklärt das aber ohne

Weiteres für nebensächlich. Er will die Gegensätze

gerade nicht thematisieren, und es interessiert ihn

auch nicht, wie soziale Notlagen sowie oben und un-

ten eigentlich zustande kommen. Etwa: Warum gibt

es denn unten und oben, und warum gibt es da einen

Gegensatz? Oder: Warum gibt es den (durch die spe-

zielle Form der gesetzlichen Rentenversicherung in

der BRD bewirkten) Gegensatz von Jung und Alt? Er

lenkt weg von den sozialen Gegensätzen. Die mag es

zwar geben, sie sind aber völlig unwichtig in Anbe-

Kritik rechter Standpunkte: ‚Unser’
Volksvermögen

Von: Gruppen gegen Kapital undNation
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tracht der Tatsache, dass das „Volksvermögen“ ans

Ausland und an Ausländer*innen transferiert wird.

Höcke denkt sich dabei den Reichtum, der in dieser

Gesellschaft hervorgebracht wird, als gemeinsamen

Topf, aus dem alle ihren Anteil bekommen. Diesen

Fehler machen nicht nur die Rechten, auch bei den

anderen Parteien und in der öffentlichen Meinung

wird stets von „unserer“ Wirtschaft, „unserem“ Brut-

toinlandsprodukt (BIP) oder Wohlstand gesprochen.

Wie Reichtum entsteht

Das so gedachte „Volksvermögen“1 gibt es freilich so

gar nicht. Der Reichtum wird in dieser Gesellschaft

nicht als gemeinsames Projekt, sondern in Konkur-

renz produziert: Arbeiter*innen konkurrieren um

Arbeitsplätze, kämpfen also gegeneinander darum,

für Kapitalist*innen arbeiten zu dürfen. Kapitalist*in-

nen konkurrieren gegeneinander um Marktanteile.

Dafür ist der Preis ihrer Waren das entscheidende

Mittel, und so strengen sie sich fortlaufend an, die

Stückkosten zu senken. Ein Weg dies zu erreichen ist

Lohndrückerei oder mehr Leistung und Überstunden

durchzusetzen – also ein Kampf gegen die Arbei-

ter*innen. Ein weiterer Weg sind Rationalisierungen,

mit denen die Kapitalist*innen die Arbeiter*innen

außer Lohn und Brot setzen.

An einer anderen Front haben es die Lohnarbei-

ter*innen mit den Grund- und Immobilienbesit-

zer*innen zu tun, wenn Letztere ihnen mit immer

höheren Mietforderungen das Leben schwermachen.

Der Weg, wie der Reichtum in dieser Gesellschaft

hervorgebracht wird, ist also gekennzeichnet durch

ein Gegeneinander. Das Resultat, also der Reichtum,

der dann bspw. in einem Jahr produziert wird (in

dieser Gesellschaft in Geld bemessen), liegt in Privat-

händen vor. Privateigentum zeichnet sich ja gerade

dadurch aus, dass alle anderen von ihm ausgeschlos-

sen sind. Der Ausgangspunkt für alle Bemühungen um

Reichtum ist dann wieder genau dieser Privatreich-

tum, der geschickt gegen andere eingesetzt sein will.

Von einem gemeinsamen „Volksvermögen“ kann also

keine Rede sein. Nur weil die Resultate der Konkur-

renz in Form von neuen privaten Vermögensbestän-

den hinterher statistisch zusammenaddiert werden

können, ergibt sich daraus kein gemeinsamer Topf.

Die Tätigkeit des Staates

Wenn überhaupt, dann macht diese Rechnung nur

für eine Instanz Sinn: den Staat. Er beschließt die

Höhe der Steuern und nimmt so den Privateigentü-

mer*innen eine gewisse Summe qua gesetzlichen

Gewaltakts weg und finanziert damit seine Staatstä-

tigkeiten. Alles, was die Privateigentümer*innen

(sein Volk) in seinem Herrschaftsbereich wirtschaft-

lich so hinbekommen, ist für ihn potentielle Macht-

quelle (Quelle seiner „Handlungsfähigkeit“). Insofern

könnte man vielleicht von „Volksvermögen“ spre-

chen, aber sicher nicht von „unserem“ Volksvermö-

gen. Denn wenn der Staat die Steuern eingezogen

hat, dann sind sie eben nicht mehr Eigentum irgend-

einer Steuerzahler*in. Dass Politiker*innen dennoch

gerne im Namen der Steuerzahler*innen eine andere

Steuerpolitik fordern oder dass ein Finanzminister

seine Kolleg*innen bei den Ausgaben bremsen will

und dabei im Namen der Steuerzahler*innen argu-

mentiert, kommt zwar häufig vor; auch dass Bür-

ger*innen spiegelbildlich gerne von „unseren“

Steuern reden und sich im Namen der Steuerzah-

ler*innen beschweren. Sachlich stimmt das aber

überhaupt nicht. Dass Steuern kein Tauschgeschäft

sind, das hat sich die BRD sogar explizit ins Gesetz-

buch geschrieben: „Steuern sind Geldleistungen, die

nicht eine Gegenleistung für eine besondere Leis-

tung darstellen (…)“ (Abgabenordnung §3, 1). Wofür

der vom Staat angeeignete Privatreichtum dann also

ausgegeben wird, ist seine Sache, bzw. die der Regie-

rung und des Parlaments. Nun könnte dagegen ein-

gewandt werden: Die jeweils amtierende Regierung

ist doch „unsere“ Regierung, sie und das Parlament

müssten die Steuern irgendwie „in unserem Sinne“

ausgeben.

Auch von dieser Vorstellung sollte man Abstand

nehmen, denn: Die Parlamentarier_innen „(.. .) sind

Vertreter des ganzen Volkes, an Aufträge und Wei-

sungen nicht gebunden und nur ihrem Gewissen un-

terworfen.“ (Grundgesetz, Art. 38, 1). Der ganze Witz

der Wahl besteht ja gerade darin, dass einmal ge-

wählte Politiker*innen in ihren Entscheidungen frei

sind und sich nicht „dem Druck der Straße“ beugen

müssen. Sie üben Ämter aus, die auf jeden Fall nicht

zur Wahl, sondern die schon vorher feststanden. Und
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diese Ämter haben den Auftrag, den nationalen Er-

folg herbeizuführen. Sie sind damit von Beruf aus

Nationalist*innen und so vertreten sie das „ganze

Volk“. Und Letzteres besteht nun mal – wie oben dar-

gestellt – aus lauter Konkurrent*innen, die klassen-

gemäß den geldwerten Reichtum in der Gesellschaft

herstellen, um dessen private Aneignung sie zugleich

konkurrieren. Der Berufsauftrag der Politiker*innen

besteht also darin, die gesellschaftliche Konkurrenz

so zu fördern, dass immer wieder ein steigendes BIP

oder Volksvermögen zusammengerechnet werden

kann. Genau dabei ist es völlig sachgerecht, dass die

Politiker*innen von allen Unterschieden – ob man

nun bei der Konkurrenz als Unternehmer*in erfolg-

reich das Geld vermehrt oder dauerhaft als Lohnar-

beiter*in mit der Existenz kämpft – einerseits

abstrahieren. Wenn Löhne und Gewinne der Unter-

nehmen zeitgleich steigen, dann wird dies als gut be-

funden. Wenn die Löhne sinken oder immer mehr

Überstunden anfallen und die Unternehmensgewin-

ne steigen, ist das ebenfalls gut. Einerlei, Hauptsache

hinterher ist ein Mehr da. Sie dienen ja dem Volk und

in dieser Kunstfigur werden die Unterschiede der ka-

pitalistischen Klassengesellschaft nicht beseitigt,

sondern stehen gelassen und auf ihrer Grundlage Po-

litik gemacht. Andererseits beziehen sich Politi-

ker*innen aufgrund ihres Zwecks – Mehrung des

nationalen Reichtums – sehr bewusst auf die Klas-

senunterschiede und helfen da politisch ggf. auch

mal nach: Wenn mäßige Lohnerhöhungen scheinbar

die Binnenkonjunktur stabilisieren und damit als gu-

te Grundlage für flächendeckende Unternehmensge-

winne eingeschätzt werden, dann gehen sie in

Ordnung. Überzogene Lohnerhöhungen darf es aber

nicht geben. Die Gewinne der Unternehmen dagegen

können nicht hoch genug ausfallen. Spätestens,

wenn mal wieder eine Rezession ins Haus steht oder

aber gewünscht ist, dass die Unternehmerschaft sich

international gegen ihre Konkurrenz besser durch-

setzen soll, dann heißt es von Seiten der Volksvertre-

ter*innen: Löhne runter (Sozialstaatsausgaben

inklusive), länger, intensiver und flexibler Arbeiten!

Für dieses Projekt – den nationalen Reichtum beför-

dern – haben Parteien unterschiedliche Strategien

und werfen sich wechselseitig vor, Fehler zu machen

oder Potentiale zu vergeuden. Das rechtfertigt aber

nicht die Vorstellung von „unserem“ Staatshaushalt.

Wenn weniger für Geflüchtete ausgegeben würde,

heißt das überhaupt nicht, dass sich Renten für bio-

deutsche Arbeiter*innen erhöhen. Ganz im Gegenteil

können sie sich darauf einstellen, dass ein Staat, der

den Lebenserhalt von Menschen (hier Geflüchtete)

immer wieder als nutzlose Last für das Wirtschafts-

wachstum der Nation diskutiert, den Lebensabend

von Arbeiter*innen ebenso ins Auge fasst.

„Unser“ Volksvermögen gibt es also weder in der Ge-

sellschaft noch im Staat. Diese Vorstellung sollte
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man schleunigst fallen lassen und sich der Frage zu-

wenden, wie der Reichtum in dieser Gesellschaft

produziert wird und warum dabei die relative Armut

der Arbeiterklasse funktionaler Bestandteil ihrer ka-

pitalistischen Benutzung ist.2 Davon will die AfD

nichts wissen. Sie unterstellt die in der Demokratie

übliche falsche Vorstellung von „unserem“ Volksver-

mögen und agitiert dafür, den Reichtumstransfer vom

Inland ins Ausland als die entscheidende Frage aufzu-

fassen. Damit kündigt sie an, dass sie mit der Art und

Weise, wie Deutschland bislang die Welt für den natio-

nalen Erfolg benutzt hat, unzufrieden ist. Wenn Arbei-

ter*innen so ein Programm einleuchtend finden und

bei der AfD ihr Kreuz machen oder bei Pegida mitmar-

schieren, dann muss man ihre Vorstellungen ernst

nehmen, wenn man sie kritisiert. Und dazu gehört

eben auch, mit der falschen Vorstellung von „unserem“

Volksvermögen aufzuräumen und klar herauszustel-

len, dass, wo immer so geredet wird, es garantiert

nicht um das eigene Wohlergehen geht, sondern um

Opfer- und Dienstbereitschaft für die Nation.

„Deutsches Geld nur für Deutsche“

Jede Regierung verschreibt sich ganz dem Voran-

kommen des eigenen Landes. Die ihr zur Verfügung

stehenden Mittel setzt sie ein, um in der Staatenkon-

kurrenz erfolgreich zu sein. Neben der Bewirtschaf-

tung des eigenen Standortes nimmt die deutsche

Regierung auch das Ausland ins Visier, betreibt Ent-

wicklungshilfe, gewährt Auslandskredite oder ver-

sorgt Geflüchtete. Nur täuschen sollte man sich über

den Zweck dieser Maßnahmen nicht: Entwicklungs-

hilfe oder Auslandskredite dienen der Absicherung

des eigenen wirtschaftlichen Erfolges und der politi-

schen Einflussnahme auf die jeweiligen Länder.

Auch die Aufnahme von Menschen aus anderen

Staaten und deren Lebenserhaltung am Existenzmi-

nimum dient dem deutschen Staat u.a. als Anspruch,

in der Welt mitzumischen.3 All diese, für einen mo-

dernen Staat üblichen und von den etablierten Par-

teien praktizierten, politischen Strategien zur

Nutzbarmachung der Welt wertet die AfD als skan-

dalösen Reichtumstransfer vom In- ins Ausland. Von

ihrem rechten Standpunkt aus profitieren viel zu

sehr andere Staaten und deren Bürger*innen von den

derzeitigen politischen Programmen. Diesen politi-

schen Gesichtspunkt bedienen nicht nur die ganz

Rechten. Vorbehalte gegenüber den Zahlungen an

Asylbewerber*innen oder bei der Bereitstellung von

Krediten ans Ausland kennen auch die anderen Par-

teien. Da sich die AfD eindeutig auf den Standpunkt

„Deutsches Geld nur für Deutsche!“ stellt, nimmt sie

die Diskussion um das Für und Wider von Zahlun-

gen schon als einen Hinweis auf den Verrat der am-

tierenden Regierung am deutschen Volk. Die von der

AfD geforderte Dienstbereitschaft des Staates am

deutschen Volk läuft dann auf demonstratives oder

konsequentes Schlechterstellen derjenigen hinaus,

die nicht zum Volk gehören.

Nach Innen wird den Leuten, die dazu gehören, or-

dentlich viel Leistung abverlangt, damit das „Volks-

vermögen“ steigt und der Staat über entsprechende

Mittel verfügt. Dass das klassenmäßig unterschiedli-

che Konsequenzen hat, sollte klar sein: Wenn Kapi-

talist*innen in die Pflicht genommen werden, jetzt

ordentlich Gewinne zu machen, dann müssen sie

eben das machen, was sie sowieso wollen; wenn Ar-

beiter*innen in die Pflicht genommen werden, die

Nation stark zu machen, dann sollen sie arm und

ehrlich bleiben und Opfer für die Arbeitsschlacht

bringen. Das schließt nicht aus, dass sich rechte Po-

litiker*innen gegen eine Verelendung von Deutschen

z.B. im Alter einsetzen. Wer 45 Jahre lang brav für

die Nation (d. h. im Wesentlichen für Kapital und

Staat) gearbeitet hat, der soll am Lebensabend nicht

Flaschen sammeln müssen. So heißt denn der Titel

der AfD Fraktion im Thüringer Landtag zum Thema

Rente „Wertschätzung“. In dem Papier wird deutlich,

dass hier der Fleiß, der Dienst, die Opferbereitschaft

durch eine erhöhte Grundsicherung materiell geehrt

werden soll.4 Ein anderes Konzept in der AfD wie-

derum fordert die Zwangsarbeit für Arbeitslose, was

modern dann so klingt:

„Daher setzt sich die AVA e.V. (eine Arbeitnehmer-

vereinigung innerhalb der AfD) für eine Ver-

pflichtung zur gemeinnützigen Arbeit - unter

Berücksichtigung des Lebensalters und der vorhe-

rigen Arbeitsleistung in Deutschland - ein.“5

Wenn eine Arbeiter*innenvertretung Zwangsarbeit

fordert, könnte man das für einen schlechten Scherz

halten. Ist es aber nicht. Dies ist die Konsequenz der
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Die faschistische Attacke gegen uns ereignete sich in

Thessaloniki. In der multikulturellen „Hauptstadt“

der balkanischen Halbinsel, der Stadt der Geflüchte-

ten, in der Stadt der Verfolgung und Auslöschung der

jüdischen und anderen ethnischen Gruppen, in der

Stadt der ermordeten Arbeiter*innen im Jahr 1936

und der Ermordung von Lambrakis 1963. Zu den

Verbrechen des Faschismus und Nationalismus die in

dieser Stadt passiert sind, kam ein weiteres dazu. Die

Brandstiftung eines historischen Gebäudes, das be-

reits über ein Jahrhundert an dem Platz stand. Tragi-

scherweise müssen all jene Geschichtsvergessenen,

bereit sein, sie zu wiederholen.

Die Brandschatzung des Libertatia ist ein Ereignis,

welches die Nachbarschaft Falliro in Thessaloniki er-

schüttert hat. Dieses neoklassische Gebäude in

L.Stratou & Sarantaporou, eines der wenig Erhalte-

nen in Thessaloniki, war ein notwendiges Dach für

einige und auch ein wichtiges Zuhause für libertäre

Ideen. Die Attacke ereignete sich am Tag der „Maze-

donischen Demo“, als die Leute die Straßen füllten

und herauskamen, um die griechische Nationalität

gegenüber Mazedonien zu verteidigen. Ein faschisti-

scher Mob, darunter Hooligans, attackierte zuerst ei-

ne antifaschistische Demo und die

Sxoleio-Besetzung, um schließlich die Libertatia-Be-

setzung zu erreichen und niederzubrennen. Das Be-

ton-Skelett des Gebäudes steht noch, aber die

Holzböden, Decken und alles was darin war ist zer-

stört (leider auch eine große Sammlung politischer

Bücher und Texte und die persönlichen Habseligkei-

ten der Bewohner des Hausprojekts).

Die politischen Motive und Strömungen dieser lä-

cherlichen ultra-nationalistischen Zusammenrottung

sind bereits in einem früheren Text von uns ausführ-

lich besprochen und so wollen wir jetzt den Fokus

auf den darauffolgenden Kampf legen. Bei Interesse

die Analysen und Texte nachzulesen, sei auf unsere

Webseite verwiesen: rebuildlibertatia.noblogs.org.

Wer wir sind – Libertatia

Libertatia steht für libertär. Inspiriert von der semi-

mythischen libertären Piratenkommune um 1600. Im

Mai 2008 wurde die Villa besetzt und nach vielen

Jahre der Trostlosigkeit zog neues Leben ein. Wir

versuchten den Ort wieder bewohnbar zu machen,

Unterstütze Rebuild Libertatia
Der anarchistische Kampf ist, gegensätzlich zur landläufigen Meinung, nicht nur

Ablehnung; für jede Verweigerung, müssen wir auch neue Vorschläge bringen.

Von: Rebuild Libertatia

Forderung „Deutsche zuerst“: Ganz abgesehen von

der Klassenlage ist das Versprechen der AfD an alle,

sie in den Dienst der Nation zu bringen.

Endnoten:
1 Das Volksvermögen ist nicht nur einfach eine umgangs-
sprachliche rechte Macke. Diese Kategorie kommt aus der
Volkswirtschaftslehre. Es stellt den Versuch dar, Sachbe-
stände (Fabriken, Maschinen etc.), Vorräte, Gelder,
Schuldforderungen, Schuldverpflichtungen, Ländereien
und teilweise sogar Arbeitsvermögen in einem aufsum-
mierten Geldbetrag auszudrücken. Im Gegensatz dazu er-
fasst das BIP nur Wertgrößen, die innerhalb eines
Zeitraums (z.B. ein Jahr) produziert wurden. Hier gilt das
Inlandsprinzip. Alles, was im Inland an Waren, Dienstleis-
tungen und Zinsen eingefahren wird, wird addiert – egal

ob Ausländer*innen (oder Firmen mit Rechtssitz im Aus-
land) oder Inländer*innen das gemacht haben. Dennoch
reden Politiker*innen gerne von „unserem“ BIP.
2 Eine verständliche Erklärung der kapitalistischen Öko-
nomie findet sich in dem Buch: „Die Misere hat System:
Kapitalismus“ von den Gruppen gegen Kapital und Nati-
on. Zu bestellen oder als PDF-Download auf http://geg-
ner.in.
3 Ausführlicher in: „Was „Merkels kurzer Sommer der
Menschlichkeit“ über die deutsche Realität aussagt“ von
den Gruppen gegen Kapital und Nation auf http://geg-
ner.in.
4 Siehe https://afd-thl.de/wp-content/uploads/si-
tes/20/2018/06/Rentenpapier.pdf; eingesehen am
19.09.2018.
5 Quelle: http://www.ava-bund.de/THESENPAPIER/; ein-
gesehen am 19.09.2018.
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was uns aufgrund des Alters und der Architektur des

Gebäudes, nur durch viele Anstrengungen, mit Hilfe

unseres eigenen Geldes und der Hilfe von unseren

Genoss*innen gelang.

Die Versammlung der Besetzung gründete sich auf

den Prinzipien der Gleichheit und Hierarchielosigkeit.

Dies schaffte einen Ort, welcher allen offenstand, de-

ren Kampf sich gegen ein Gesellschaftssystem, das auf

Ausbeutung basiert richtete. Im Sommer '09 gab es ein

Aufruf zu einem Nachbarschaftstreffen. Dies war von

Wichtigkeit, weil die Nachbarschaft für uns

ein zentraler Ort für Interventionen ist und

bleibt und deshalb versuchen wir das bei

jeder Veranstaltung zu berücksichtigen.

Neben unseren Ideen, wurde Libertatia von

uns selbst, aber auch von Personen, die sich

keine Miete leisten konnten, wie z.B. Mi-

grant*innen/Geflüchtete oder Personen von

sozial niedrigeren Klassen bewohnt.

In den vielen Jahren wohnten dort verschie-

denste Gruppen und Personen, mit unter-

schiedlichen Interessen und Funktionen.

Neben dem politischen Kollektiv, das dort

lebte und noch lebt, gab es Versammlungen

zu den verschiedenen Facetten des libertären Kampfes,

wie Antifaschismus und Antisexismus. Auch viele kul-

turelle Projekte und Gruppen fanden Platz: Kino, Thea-

ter, Musik, Workshops etc. Es gab eine autodidaktische

Bildungsgruppe, die an der anti-hierarchischen Erfor-

schung und Teilhabe von politischen Themen interes-

siert war. Für uns benötigen Aktionen Wissen und

Wissen ist aufBildung angewiesen.

Über das Libertatia Projekt

Die Brandstiftung hat es nicht geschafft unsere Ziele

zu verändern oder unsere Entschlossenheit zu er-

schüttern, aber es hat alles etwas schwieriger ge-

macht, vor Allem in materieller Hinsicht. Unser

Bedürfnis Libertatia wieder aufzubauen, war vom

ersten Moment an klar. Dafür gibt es zwei haupt-

sächliche Gründe: erstens, wollen wir, dass unsere

Besetzung wieder all die Projekte und Personen be-

herbergen kann und sogar noch darüber hinaus.

Zweitens sind wir überzeugt, dass der Wiederaufbau

ein lautes Signal gegen den Faschismus und für un-

sere libertären Ideen ist. Was diese zerstören, kön-

nen wir, mit unseren Händen und den Händen

unserer Genoss*innen wieder aufblühen lassen. Der

antifaschistische Kampf darf sich nicht darauf be-

schränken der Gefahr gegenüberzutreten, wenn sie

sichtbar ist. Unser Beitrag zu dieser Sache besteht

auch darin dieses gefährliche System zu ändern, in-

dem wir schaffend tätig sind, indem wir den Wert

unserer Ideen beweisen, indem wir proaktive Zei-

chen setzen und unseren Idealen damit Form geben.

Bis jetzt konnten wir vor Allem den ganzen Schutt

wegräumen. Glücklicherweise besteht die Villa aus

zwei Gebäudeteilen. Der große, der Straße zuge-

wandte wurde fast vollständig zerstört. Der zweite,

kleinere Teil, im Garten ist vom Feuer verschont ge-

blieben. Dennoch war er unbewohnt, seitdem die

Besetzer*innen ihn verlassen hatten. Um überhaupt

mit den Renovierungsarbeiten beginnen zu können,

mussten wir uns also zunächst um diesen Teil küm-

mern. Wir haben diesen Teil vollständig renoviert

und erneuert. Das war bereits eine große Leistung.

Wir hatten zum Großteil keine vorherige Erfahrun-

gen am Bau und mussten uns deshalb alles selbst

beibringen, natürlich mit Unterstützung von erfah-

reneren Genoss*innen.

Währenddessen begannen wir aber auch schon am

größeren Teil zu arbeiten. Vor allem galt es die Fol-

geschäden, die durch den desolaten Zustand entste-

hen würden, zu minimieren. Der nächste Schritt
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bestand darin sich um ein neues Dach zu kümmern,

welches Schutz vor Regen bieten würde und das

Haus zusammenhalten würde. Natürlich holten wir

uns zuerst Rat von Architekt*innen und Bauarbei-

ter*innen, um ein Einsturzrisiko ausschließen zu

können. Das Dach hatte jedoch große Wichtigkeit.

Nach dem Brandanschlag wurde eine Versammlung

einberufen, um die nächsten praktischen Schritte zu

überlegen und einen widerständigen Körper zu for-

men, welcher diesen Kampf langanhaltend weiterfüh-

ren würde. Diese Gruppe ist sehr aktiv und trägt zum

großen Teil die Verantwortung für die Umbauarbeiten.

Repression und wie es jetzt aussieht

Bei unserem Vorhaben Libertatia wieder aufzubauen,

mussten wir uns natürlich auch mit dem üblichen

nicht eingeladenen Gast auseinandersetzen: dem

Staat. Am Tag nach dem Anschlag gab es eine Soli-

daritätskundgebung, welche bei der Besetzung ihren

Anfang fand. 2500 Menschen kamen und zeigten ihre

Unterstützung. Bedauerlicherweise, und sehr vorher-

sehbar, wurde die Demo mit albernen Vorwänden

von der Polizei attackiert und 5 Personen wurden da-

bei festgenommen, welche die Anklage der Brand-

stiftung höchsten Grades zugedacht bekamen. Für

den Brandanschlag auf Libertatia gibt es bis heute

keine Verhaftungen, noch nicht mal Anklagen. Abge-

sehen davon attackierte die Polizei unsere Besetzung

drei Mal, um zu versuchen unser Vorhaben aufzuhal-

ten. Nach der Verhaftung von 4 Genoss*innen am 8.

November 2019 aufgrund deren Bautätigkeit am

Dach des Gebäudes und der Konfiszierung von ei-

nem Großteil unserer Werkzeuge und Maschinen am

17. Juli, fand die letzte Invasion der Polizei am 23.

August statt. Während wir mit dem Bau des Daches

beschäftigt waren, stürmte die Polizei, bis auf die

Zähne bewaffnet und das Tor mit Gewalt öffnend,

das Gelände. Wir konnten alle auf den Dachstuhl

flüchten und blieben für eine halbe Stunde dort, un-

sere Wut hinausschreiend und auch die Nachbar-

schaft von dem Ereignis in Kenntnis setzend. Am

Ende wurden 12 von uns verhaftet und sind nun we-

gen illegaler Bauarbeiten, Widerstand gegen die

Staatsgewalt und, ironischerweise, der Beschädigung

eines denkmalgeschützten Gebäudes angezeigt!

Die Bewegung von Thessaloniki antwortete darauf am

5. September. Wir konnten das fertigstellen, was die

Polizei zu verhindern versuchte, während eine Demo

mit 150 Teilnehmer*innen vor der Besetzung stattfand

und uns so mit ihrer Präsenz und Stimme Schutz bot.

Trotz aller Rückschläge konnten wir im November

2020 das Dach fertigstellen. Dieser erste große Sieg

zeigt, dass wir sogar gegen den staatlichen Willen,

mit kleinem Wissen und Erfahrung, mit der laufen-

den Fortsetzung unserer Kämpfe und Leben, unser

Ziel erreichen können.

Warum wir Unterstützung brauchen

Um weiterzumachen brauchen wir mehr finanzielle

Mittel als wir selbst bereitstellen können, gerade in

Zeiten des Lockdowns, weil es gerade nicht möglich

ist Veranstaltungen zu machen, bei den wir Geld

sammeln können (Konzerte, Soliabende etc.). Es gilt

vor Allem zwei Kostenpunkte abzufedern: Die Aus-

gaben für die Bauarbeiten selbst und alle Kosten

welche mit der rechtlichen Verteidigung von Ge-

noss*innen zusammenfallen, welche für die Bauar-

beiten angezeigt sind.

Wir bitten euch freundlich uns bei diesem Projekt zu

unterstützen. Der Wiederaufbau von Libertatia ist eine

große Herausforderung für alle Kämpfenden. Wir sind

überzeugt, dass der Prozess selbst und der schlussendli-

che Erfolg unseres Vorhabens ein weiterer Beweis sind,

dass wir ohne Staat, Kapital und Autorität leben und

aufbauen können. Es ist ein Kampf, der gewonnen

werden muss, und gewonnen werden wird.

★★★

Gegen jeden anderen Willen, wird die Libertatia Be-

setzung weiterleben!

Kein Rückzug, der Kampf gegen Faschisus und Na-

tionalismus geht weiter!

Für Anarchie und libertären Kommunismus!

Unterstütze Libertatia auf

https://www.firefund.net/rebuildlibertatia
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FdA hautnah
In Prä- und Post-Corona-Zeiten: Regelmäßige Termine von Gruppen der

Föderation deutschsprachiger Anarchist*innen

BERLIN
Anarchistisches Kaffeekränzchen: Offener
Stammtisch
4. Dienstag im Monat ab 19 Uhr im Café Morgenrot,
Kastanienallee 85, Prenzlauer Berg (U2 Eberswalder
Str.)

Libertärer Podcast des Anarchistischen Radios
Berlin
Jeden 1. des Monats mit einem ernsten und
satirischen Rückblick des Vormonats. Daneben
verschiedene Sendungen und Hinweise im Laufe des
Monats. aradio.blogsport.de

DORTMUND
Anarchistisches Buch- und Kulturzentrum –
Black Pigeon
Scharnhorststraße 50, 44147 Dortmund
regelmäßige Öffnungszeiten Dienstag bis Freitag 13-
19 Uhr

DRESDEN
Wanderungen der Schwarz-Roten
Bergsteiger*innen
AufAnfrage mit mind. 3 Wochen Vorlauf an:
akfreizeit@riseup.net
Wanderungen, Übernachtungen, politisch-historische
Führungen gegen Spende

Gewerkschaftliche Beratung der FAU und BNG
jeden zweiten Dienstag (gerade Wochen) von 18:00
bis 20:00 Uhr
im FAU-Büro: Hausprojekt Mangelwirtschaft,
Overbeckstraße 26
mehr Infos unter: dresden.fau.org

FRANKFURT am Main
Schwarzer Sonntag – offenes anarchistisches
Café für Austausch und Vernetzung
jeden Sonntag, 12-18 Uhr im Cafe ExZess, Leipziger
Straße 91

FREIBURG
„Zum Kuckuck“ – offenes anarchistisches
Treffen
Jeden 4. Donnerstag im Monat ab 19:00 Uhr
im Interym/Kyosk, Adlerstr. 2, 79098 Freiburg

KARLSRUHE
Anarchistisches Radio
Jeden 2. Sonntag 18-20 Uhr, Querfunk 104,8 MHz
oder querfunk.de

KÖLN
Offenes Anarchistisches Forum
Jeden 1. Freitag im Monat ab 19 Uhr
im Infoladen des Autonomen Zentrums
(Luxemburger Str. 93, U18: Eifelwall)

LEIPZIG
Anarchosyndikalistische Jugend Leipzig
zum kennenlernen, schreibt uns doch eine Mail, oder
kommt zu unserer Soli Küche.
Kontakt über asj-leipzig@riseup.net

ASJ VEKÜ (Vegane Küche)
Jeden letzten Montag im Monat ab 20 Uhr im Atari
(Kippenbergstr. 20, 04317 Leipzig)

TheorieAG der ASJL
Kontakt über Plenum, Vekü oder E-Mail

LUDWIGSBURG
Anka L – das monatliche Antifa-Café
des Libertären Bündnis Ludwigsburg (LB)2 (mit
Vokü)
Jeden 4. Mittwoch im Monat ab 19:30 Uhr im DemoZ,
Wilhelmstr. 45/1 , Ludwigsburg

NÜRNBERG
Vefa (veganes Essen für Alle) von Auf der Suche
– Anarchistische Gruppe Nürnberg
jeden zweiten Dienstag im Monat ab 19:00 Uhr
im Projekt 31 (An den Rampen 31, 90443 Nürnberg)



Unser Ziel ist eine herrschaftsfreie Gesellschaft ohne Grenzen und Staaten, ohne Klassen und Patriarchat, auf Grundlage der freien
Vereinbarung, der gegenseitigen Hilfe und des anarchistischen Föderalismus, der durch gebundene Mandate seitens der Basis
gekennzeichnet ist. Diese Gesellschaft soll pluralistisch sein, damit unterschiedliche Lebensentwürfe und kollektive
Grundordnungen gleichberechtigt – verbunden durch den Föderalismus – erprobt, gelebt und umgesetzt werden können. Da wir
jede Herrschaft über und Ausbeutung von Menschen ablehnen, setzen wir uns ein für die Abschaffung aller Formen von Herrschaft
und Ausbeutung in kultureller, politischer, sexueller, sozialer, wirtschaftlicher oder sonstiger Hinsicht.

Die FdA will auf allen Gebieten des gesellschaftlichen Lebens an die föderalistischen Ideen anknüpfen und sie den Erfordernissen
der heutigen Zeit anpassen. Im anarchistischen Föderalismus sehen wir die Grundlage einer wirklichen und dauerhaften
Selbstverwirklichung, die allein die Gewähr für Freiheit, Gleichheit und Solidarität gibt. Wir streben keine Übernahme, sondern die
Abschaffung der politischen Herrschaft an.

Erst Gemeinschaften ermöglichen die gegenseitige Hilfe und bilden die Grundlage, auf der eine anarchistische Gesellschaft wachsen
kann. Informelle, unverbindliche Zufallsbegegnungen sind für diese Gemeinschaft nicht ausreichend. Deshalb organisieren wir uns,
um Solidarität zu leben, Mut zum Handeln zu geben und die Wirksamkeit unseres Handelns zu steigern.

KONTAKTE

Föderation deutschsprachiger Anarchist*innen

Kontakt: fda-organisation@riseup.net

fda-ifa.org

Internationale der Anarchistischen Föderationen

Kontakt: secretariat@i-f-a.org

i-f-a.org

Berlin

Anarchistisches Radio Berlin

Kontakt: aradio-berlin@riseup.net

aradio.blogsport.de

Anarchistisches Kaffeekränzchen

Anarchistisches Kollektiv Glitzerkatapult

Kontakt: glitzerkatapult@riseup.net

glitzerkatapult.noblogs.org

Dresden

AK Freizeit

Kontakt: akfreizeit@riseup.net

dresden.fau.org/freizeit-und-soziales

IK Dokumentation

dresden.fau.org/freizeit-und-soziales

Schwarz Lila Antifa (Thüsterberg)

Kontakt: mail-an-schwarzesbrett@web.de

schwarzesbrettleineweserbergland.wordpress.com

Karakök Autonome Türkei/Schweiz

Kontakt: laydaran@immerda.ch

karakok.org

Aktion & Organisierung Kassel

Kontakt: kassel_a@riseup.net

a-o-ks.org

Anarchistische Föderation Rhein/Ruhr

Kontakt: afrr@riseup.net

afrheinruhr.blogsport.de

Anarchistische Gruppe Dortmund

Kontakt: agdo@riseup.net

agdo.blogsport.eu

Anarchistische Gruppe Krefeld

Kontakt: agkrefeld@riseup.net

agkrefeld.blogsport.de

Anarchistische Gruppe östliche Ruhrgebiet

Kontakt: agoer@riseup.net

afrheinruhr.blogsport.de

Anarchistisches Kollektiv Köln

Kontakt: anarchokoeln@riseup.net

apjkoeln.blogsport.de

LilaLautstark - queerfeministische Gruppe

Dortmund

Kontakt: lilalautstark@riseup.net

lilalautstark.noblogs.org

fabzi – feministische und anarchistische

Broschüren und Zines

Kontakt: mail fabzi@riseup.net

li(e)beration Wuppertal

Kontakt: lieberation@riseup.net

lieberation.wordpress.com

Anarchistisches Forum Ostwestfalen-Lippe

Kontakt: afowl@riseup.net

afowl.noblogs.org

Anarchistisches Netzwerk Südwest*

Kontakt: info@a-netz.org

a-netz.org

Anarchistische Gruppe Freiburg

Kontakt: kontakt@ag-freiburg.org

ag-freiburg.org/cms

Anarchistische Gruppe Mannheim

Kontakt: info@anarchie-mannheim.de

anarchie-mannheim.de

Anarchistische Initiative Kaiserslautern

Kontakt: aikl@riseup.net

aikl.blogsport.eu

Anarchistische Initiative Ortenau

Kontakt: a-ini-og@immerda.ch

aiog.noblogs.org

Libertäres Bündnis Ludwigsburg

Kontakt: lb-hoch2@riseup.net

lbquadrat.org

Libertäre Gruppe Karlsruhe

Kontakt: lka@riseup.net

lka.tumblr.com

Auf der Suche (Nürnberg)

Kontakt: aufdersuche@​riseup. ​net

aufdersuche.blogsport.de

Lava Muc - Anarchistische Assoziation (München)

Kontakt: lava-muc@riseup.net

lavamuc.noblogs.org

about:fem – anarcha-feministische Gruppe aus Köln

Kontakt: aboutfem@riseup.net

aboutfem.blogsport.de

ASJ Bonn

Kontakt: asjbonn@riseup.net

asjbonn.blogsport.de

ASJ Göttingen

Kontakt: asjgoe@ungehorsam.ch

asjgoe.blogsport.de

ASJ Leipzig

Kontakt: asj-leipzig@riseup.net

asjl.blogsport.de

LiLa [F] (anarchistische Gruppe Frankfurt)

Kontakt: info@lila-f.org
lila-f.org

Initiative Anarchistische Bewegung Frankfurt (IABF)

Kontakt: info@iabf.cc

anarchie-frankfurt.org

Assoziierte Projekte

Allgemeines Syndikat Dresden

Kontakt: faudd@fau.org

fau.org/ortsgruppen/dresden

Anarchistisches Forum Köln

Kontakt: a.f.koeln@riseup.net

anarchistischesforumkoeln.blogsport.de

IT-Kollektiv

Kontakt: info@it-kollektiv.com

it-kollektiv.com

Black Pigeon (Dortmund)

Kontakt: black-pigeon@riseup.net

blackpigeon.blogsport.eu

Schwarze Ruhr Uni Bochum

Kontakt: schwarze-ruhr-uni@riseup.net

schwarzerub.blogsport.de

F54-Siebdruckkollektiv

Kontakt: kiezladenf54bleibt@riseup


